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Geschäftsbereich des Bundeskanzlers 
und des Bundeskanzleramtes 


1- Abgeordneter 
Dr. Rudolf 
Schöfberger 

(SPD) 


Ist der Bundesregierung bekannt, daß der iraki- 
sche Innenminister Sadour Shakir am 24. April 
1982 vormittags im Münchner Waffengeschäft 
„Waffen-Krause KG" in Begleitung eines Ober- 
sten des Bundesnachrichtendienstes und eines 
Polizeidirektors aus dem bayerischen Staatsmini- 
sterium erschien und Schußwaffen zum Kaufpreis 
von 33400,20 DM erwarb, und trifft es zu, daß der 
irakische Innenminister im Anschluß daran zu 
einem Mittagessen beim Bundesnachrichten- 
dienst in Pullach eingeladen war, dort den 
Wunsch äußerte, die eingekauften Waffen gleich 
nach Bagdad mitnehmen zu dürfen und der 
damalige Präsident des BND (und jetzige Bun- 
desminister der Justiz) dies in der Form ermög- 
lichte, daß die Waffenkiste des Irakers tags darauf 
ohne weitere Ausfuhrgenehmigung an den Kon- 
trollen vorbei durch das Osttor des Flughafens 
München-Riem in das Regierungsflugzeug aus 
Bagdad verbracht wurde? 


2. Abgeordneter 

Dr. Rudolf 
Schöfberger 

(SPD) 


War die Ausfuhr des Geschenks, das der dama- 
lige Präsident des Bundesnachrichtendienstes 
dem irakischen Innenminister bei dieser Gele- 
genheit als persönliches Gastgeschenk in Form 
von drei Revolvern und sechs Pistolen gemacht 
hat, ausfuhrgenehmigungspflichtig, und wer hat 
ggf. die Ausfuhrgenehmigung erteilt? 


3. Abgeordneter Wann wurde ggf. die Ausfuhrgenehmigung 

Dr. Rudolf erteilt? 

Schöfberger 

(SPD) 


4. Abgeordneter 

Dr. Rudolf 
Schöfberger 

(SPD) 


Gegen wen sind in- diesem Zusammenhang 
ggf. Strafverfahren eingeleitet worden und mit 
welchem Ergebnis? 


Antwort des Staatsministers Dr. Lutz G. Stavenhagen 
vorn?. Mai 1991 

Der damalige irakische Innenminister Shakir war im Rahmen eines mehr- 
tägigen Besuches bei Bundes- und Landesbehörden am 26. April 1982 
auch zu einem Mittagessen Gast des Präsidenten des Bundesnachrichten- 
dienstes in Pullach. 

Die erneut erfolgte Überprüfung der Vorgänge im Zusammenhang mit 
diesem Besuch beim BND hat ergeben, daß entgegen der damaligen 
Annahme des Präsidenten des BND die als Geschenk zugedachten drei 
Revolver und sechs Pistolen aus bisher ungeklärten Gründen vom BND 
nicht bezahlt worden sind, so daß nach heutiger Erkenntnis formell ein 
Geschenk im Sinne des § 19 Abs. 1 Nr. 14 Außenwirtschaftsverordnung 
nicht vorlag. 
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Dieser Vorgang bedarf weiterer Aufklärung. Die Bundesregierung wird 
Sie von sich aus über das Ergebnis dieser Überprüfung unterrichten und 
dabei auch auf Ihre übrigen Fragen zurückkommen. 

Im übrigen bleibt festzuhalten: An Waffenlieferungen in den Irak war 
weder Präsident Dr. Kinkel noch der BND beteiligt noch hatten sie davon 
Kenntnis. 


Geschäftsbereich des Bundesministers des Auswärtigen 


5. Abgeordneter 

Dr. Walter Franz 
Altherr 

(CDU/CSU) 


Hat die Bundesregierung mittlerweile die Über- 
prüfung des Zusatzabkommens zum NATO- 
Truppenstatut gemäß dessen Artikel 82 Abs. c 
beantragt? 


Antwort des Staatssekretärs Dr. Hans Werner Lautenschlager 
vom 30. April 1991 

In den Notenwechsel vom 25. September 1990 (BGBl. II S. 1251) zu dem 
Abkommen zwischen den Parteien des Nordatlantikvertrags über die 
Rechtsstellung ihrer Truppen vom 19. Juni 1951 (NTS) und zu dem Zu- 
satzabkommen zu diesem Abkommen vom 3. August 1959 (ZA-NTS) 
nebst zugehörigen Übereinkünften ist ein Hinweis auf die Überprüfung 
des ZA-NTS aufgenommen worden. 

Vertreter der Bundesregierung haben vor dem Bundestag und dem 
Bundesrat den Willen der Bundesregierung zur Überprüfung des ZA-NTS 
bekräftigt. Dabei ist verdeutlicht worden, daß die Bundesregierung die 
Verhandlungen in enger Zusammenarbeit mit den Bundesländern vor- 
bereiten will. 

Nachdem die Stellungnahmen der Bundesländer mit ihren Vorschlägen 
für die Überprüfung des ZA-NTS bis Ende April eingegangen sind, 
werden Anfang Mai die Interessenschwerpunkte und Verhandlungsziele 
zwischen den beteiligten Bundesressorts und den Ländern endgültig 
abgestimmt, damit alsbald danach der Überprüfungsantrag gegenüber 
den Vertragspartnern des ZA-NTS gestellt werden kann. 


6. Abgeordneter 

Peter 

Götz 

(CDU/CSU) 


Wie betrachtet die Bundesregierung die Konse- 
quenz des strategischen Verhaltens der alliierten 
Streitkräfte in der militärischen Auseinander- 
setzung mit den Streitkräften des Iraks, ange- 
sichts der Kurdenvernichtung seitens Teilen der 
irakischen Armee und die bisher ergriffenen 
humanitären Maßnahmen und politischen 
Lösungsvorschläge zur Beendigung des Elends? 


Antwort des Staatssekretärs Dr. Dieter Kastrup 
vom2. Mai 1991 

Die Vereinigten Staaten von Amerika und die Alliierten haben in Überein- 
stimmung mit den Resolutionen des Sicherheitsrats der Vereinten Natio- 
nen Kuwait befreit und die Souveränität und territoriale Integrität des 
Landes wiederhergestellt. 

Es ist Aufgabe der irakischen Führung, die inneren Voraussetzungen für 
Vertrauen und friedliches Zusammenleben zu schaffen. Hauptziel aller 
internationalen Bemühungen ist, daß die irakischen Flüchtlinge unter 
menschenwürdigen Verhältnissen in ihre Wohngebiete zurückkehren 
können. 
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Der Bundesminister des Auswärtigen hat in seinen Schreiben vom 2., 3. 
und 5. April 1991 an die Ständigen Mitglieder des Sicherheitsrats auf diese 
Notwendigkeit eindringlich hingewiesen. 

Auf Grund einer deutschen und französischen Initiative hat der Sicher- 
heitsrat der Vereinten Nationen in Resolution 688 von der irakischen 
Regierung die sofortige Einstellung der Verfolgungsmaßnahmen und die 
Beachtung der Menschenrechte sowie die Zulassung internationaler 
Hilfsmaßnahmen gefordert. Dies sind wichtige Voraussetzungen für eine 
Rückkehr der geflüchteten Menschen. 

Der Europäische Rat hat am 8. April 1991 in Luxemburg auf deutschen 
Vorschlag hin beschlossen, die Sanktionen gegen Irak so lange nicht auf- 
zuheben, wie nicht die Rechte der Kurden und anderer Gruppen im Irak 
sichergestellt sind. Hierzu gehört insbesondere auch das Recht auf Rück- 
kehr in die angestammten Wohngebiete ohne Gefahr von Repressalien. 
Die drei im Sicherheitsrat vertretenen EG-Mitgliedstaaten werden diese 
gemeinsame europäische Haltung auch im Sicherheitsrat vertreten, der 
über die Aufhebung des Wirtschaftsembargos zu entscheiden hat. 

Der Europäische Rat hat auf seiner Sitzung am 8. April 1991 außerdem 
verlangt, Schutzzonen im Irak einzurichten, in denen die Menschen vor 
Verfolgung sicher sind. Von hier aus könnte sich dann die Rückkehr der 
geflüchteten Menschen in ihre Siedlungsgebiete unter internationaler 
Aufsicht vollziehen. 

Die Bundesregierung begrüßt auch die Erklärung der Vereinigten Staaten 
von Amerika, Frankreichs und Großbritanniens, in Übereinstimmung mit 
Resolution 688 (1991) im Norden des Irak Lager einzurichten und den 
Schutz dieser Lager militärisch zu garantieren. Der Bundesminister des 
Auswärtigen hat am 17. April 1991 vor dem Deutschen Bundestag an die 
Mitgliedstaaten des Sicherheitsrats der Vereinten Nationen appelliert, 
dieses Vorhaben zu unterstützen. 

Bevor die Flüchtlinge in ihre Wohngebiete zurückkehren können, muß 
ihre Versorgung mit Lebensmitteln, Kleidung, Unterkunft und Medi- 
kamenten sichergestellt sein. Hierfür unternimmt die Bundesregierung 
erhebliche Anstrengungen. Das Kabinett hat am 17. April 1991 für die 
Hilfe an irakische Flüchtlinge weitere 415 Mio. DM zur Verfügung 
gestellt. In Iran und in der Türkei beteiligt sich neben den deutschen 
Hilfsorganisationen auch die Bundeswehr an den deutschen Hilfsmaß- 
nahmen (je 20 Hubschrauber und eine ständige Luftbrücke mit Transall- 
Maschinen für Hilfsgüter). Im Irak ist zur Zeit vor allem das Internationale 
Komitee vom Roten Kreuz (IKRK) tätig, um den in die Berge geflüchteten 
Kurden und den im Süd-Irak verbliebenen Schiiten zu helfen. Die Bundes- 
regierung unterstützt das IKRK sowohl finanziell als auch materiell bei 
seinen Hilfsaktionen. 


7. Abgeordneter 

Peter 

Götz 

(CDU/CSU) 


Wie beurteilt die Bundesregierung die Errichtung 
eines unabhängigen völkerrechtlich anerkann- 
ten Kurdenstaates bzw. eines Gebietes innerhalb 
des Iraks unter autonomer Selbstverwaltung der 
Kurden mit weiterreichenden Rechten als die 
übrigen Provinzen des Irak? 


Antwort der Staatsministerin Ursula Seiler- Albring 
vom 7. Mai 1991 

Der Bundesminister des Auswärtigen hat sich in der Regierungserklärung 
vom 17. April 1991 vor dem Deutschen Bundestag für echte Autonomie, 
wie zwischen Bagdad und kurdischen Organisationen 1970 ausgehandelt, 
von der irakischen Regierung aber von Anfang an nicht umgesetzt, aus- 
gesprochen. 
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Die Bundesregierung begrüßt daher die von der irakischen Regierung und 
kurdischen Vertretern Ende April 1991 auf genommenen Verhandlungen, 
die auf dem vorerwähnten Verhandlungsergebnis aufbauen, als ersten 
Schritt in die richtige Richtung. Sie erwartet, daß dies der Beginn eines 
offenen Dialogs der irakischen Regierung mit der Bevölkerung ist, der in 
Übereinstimmung mit Resolution 688 (1991) des Sicherheitsrats der Ver- 
einten Nationen sicherstellt, daß die Rechte aller irakischen Bürger 
respektiert werden. 

Wie beurteilt die Bundesregierung die Errichtung 
einer eigenständigen Provinz im Irak mit gleichen 
Rechten wie die übrigen Provinzen, indem aber 
unter UN-Kontrolle die Erhaltung der kulturel- 
len Traditionen der Kurden garantiert wird? 

Antwort der Staatsministerin Ursula Seiler- Albring 
vom 7. Mai 1991 

Auf die vorstehende Antwort wird verwiesen. 


8. Abgeordneter 

Peter 

Götz 

(CDU/CSU) 


9. Abgeordneter 

Dr. Uwe 
Holtz 

(SPD) 


Ist die Bundesregierung bereit, die Pläne zur 
friedhchen Beilegung des Westsahara-Konflikts 
und zur Abhaltung eines freien, allgemeinen und 
regulären Referendums, die UN-Generalsekre- 
tär Perez de Cuellar zusammen mit den fünf Stän- 
digen Mitgliedern des UN-Sicherheitsrates in 
den letzten drei Wochen festgelegt hat, im Sinne 
ihrer baldmöglichen Realisierung nachdrücklich 
zu unterstützen? 


Antwort des Staatssekretärs Dr. Dieter Kastrup 
vom 6. Mai 1991 

Die Bundesregierung hat sich von Anfang an für eine Lösung des West- 
sahara- Konflikts auf der Grundlage des Friedensplans des VN-General- 
sekretärs und des Vorsitzenden der OAE eingesetzt. Sie unterstützt die 
Vorschläge des Generalsekretärs an den Sicherheitsrat zur Umsetzung 
dieses Planes. Die Bundesregierung prüft derzeit, in welcher Form und mit 
welchen Mitteln sie die vorgesehene Mission der Vereinten Nationen in 
der Westsahara fördern kann. 


Wie hoch waren die Einnahmen für Sichtver- 
merke im Herbst und Winter 1990, die für die 
Restaurierung deutscher historischer Kulturbau- 
ten in den Oder-Neiße- Gebieten zur Verfügung 
gestellt wurden, welche historischen deutschen 
Kulturbauten sind mit diesen Mitteln restauriert 
worden, bzw. welche Gedenkstätten werden mit 
diesen Mitteln ausgebaut? 

Antwort des Staatssekretärs Dr. Hans Werner Lautenschlager 
vom 30. April 1991 

Die Restaurierung deutscher Kulturbauten in Polen wurde nicht aus 
laufenden Sichtvermerksgebühren-Einnahmen der Botschaft Warschau, 
sondern aus dem bestehenden Zloty-Guthaben gefördert. 

Das Auswärtige Amt hat aus dem Zloty-Guthaben der Botschaft Warschau 
im Haushaltsjahr 1990 die Restaurierung folgender deutscher Kultur- 
bauten gefördert: 


10. Abgeordneter 

Hartmut 

Koschyk 

(CDU/CSU) 
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1. Schloß Kreisau (Bausicherungsmaßnahmen) 

2. evangelische Kirche Thorn 

3. Kloster Leubus 

4. St. Maximilian-Kolbe-Haus, Danzig 

5. katholische Kirche Opawice 

6. jüdischer Friedhof Bielsko Biala 

7. katholische Kirche Patschkau 

8. evangelische Kirche Jauer 

9. katholische Kirche Krossen 

10. evangehsche Kirche Liegnitz 

11. Schloß Großstein (Kloster) 

12. evangelische Kirche Schweidnitz 


Forderungsbetrag 

186000 DM 
35000 DM 
160000 DM 
100000 DM 
25000 DM 
48000 DM 
15600 DM 
15100 DM 
33500 DM 
18000 DM 
70600 DM 
123000 DM 


11. Abgeordneter 

Hartmut 

Koschyk 

(CDU/CSU) 


Ist der Bundesregierung das Aide Memoire des 
polnischen Außenministers Skubiszewski vom 
26. November 1990 an die litauische Regierung 
mit den Forderungen Polens an Litauen im 
Hinblick auf die dortige polnische Minderheit 
bekannt, und ist Polen bereit, diesen europäi- 
schen Standard an Menschen- und Gruppenrech- 
ten auch den Deutschen jenseits von Oder und 
Neiße in dem umfassenden deutsch-polnischen 
Vertrag einzuräumen? 


Antwort des Staatssekretärs Dr. Dieter Kastrup 
vom 6. Mai 1991 

Der Bundesregierung sind die Forderungen bekannt, die von polnischer 
Seite hinsichtlich der Rechte der polnischen Minderheit in Litauen 
erhoben werden. 

Die deutsch-polnischen Vertragsverhandlungen haben am 24. April 1991 
zum Einvernehmen über den Entwurf eines „Vertrages über gute Nach- 
barschaft und freundschaftliche Zusammenarbeit" geführt, der jetzt den 
Regierungen beider Länder zur Billigung vorliegt. Der Vertragsentwurf 
enthält eine dem europäischen Standard entsprechende Regelung hin- 
sichtlich der Rechte der Angehörigen der deutschen Minderheit in Polen. 


12. Abgeordneter 

Volker 

Neumann 

(Bramsche) 

(SPD) 


Welche rechtlichen Möglichkeiten sieht die 
Bundesregierung, ihr erklärtes Ziel durchzu- 
setzen, den irakischen Diktator Saddam Hussein 
wegen des versuchten Völkermords vor Gericht 
zu stellen, und welche Maßnahmen hat die 
Bundesregierung dähin gehend bereits unter- 
nommen? 


Antwort des Staatssekretärs Dr. Hans-Werner Lautenschlager 
vom 3. Mai 1991 

Völkermord ist nach Artikel I der Konvention über die Verhütung und 
Bestrafung des Völkermordes vom 9. Dezember 1948, der auch der Irak 
angehört, ein Völkerrechtsverbrechen. Dieses kann nach Artikel VI der 
Konvention entweder von den zuständigen Gerichten des Staates, in des- 
sen Gebiet es begangen worden ist, oder von einem internationalen Straf- 
gericht abgeurteilt werden. Zur Gründung eines solchen allgemeinen in- 
ternationalen Strafgerichts ist es jedoch bisher nicht gekommen. 

Ein spezieller internationaler Strafgerichtshof zur Verfolgung von Völker- 
rechtsverbrechen der irakischen Führung könnte durch die Vereinten 
Nationen ins Leben gerufen werden. Mit Resolution 688 vom 5. April 1991 
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hat der VN-Sicherheitsrat bereits festgestellt, daß die Verfolgung der 
Kurden und anderer Teile der Zivilbevölkerung im Irak eine Bedrohung 
des Weltfriedens darstellt. Der VN-Sicherheitsrat bleibt weiterhin mit der 
Angelegenheit befaßt. 

Am 16. April 1991 hat darüber hinaus der amtierende Präsident des Mini- 
sterrats der EG im Namen der zwölf Außenminister der Gemeinschaft den 
VN-Generalsekretär auf gef ordert, „die Frage der persönlichen Verant- 
wortung der irakischen Führung ... zu überprüfen besonders im Hinblick 
auf die Konvention gegen Völkermord und die Möglichkeit, die Verant- 
wortlichen vor ein internationales Gericht zu stellen". 


13. Abgeordneter 

Volker 

Neumann 

(Bramsche) 

(SPD) 


Ist die Bundesregierung bereit, in der General- 
versammlung der Vereinten Nationen darauf zu 
drängen, daß das in Artikel VI der Konvention 
über die Verhütung und Bestrafung des Völker- 
mords vorgesehene internationale Strafgericht 
eingerichtet wird mit dem Ziel, ein Urteil über die 
Verantwortlichen des versuchten Völkermords 
an den Kurden zu fällen? 


Antwort des Staatssekretärs Dr. Hans-Werner Lautenschlager 
vom 3. Mai 1991 

Da gegenwärtig der VN-Sicherheitsrat mit der Frage befaßt ist, stellt sich 
nach Artikel 12 der Satzung der Vereinten Nationen die Frage der Befas- 
sung der Generalversammlung nicht. 

Die Bundesregierung fordert im übrigen seit Jahren im 6. Ausschuß der 
Generalversammlung der Vereinten Nationen bei der Behandlung des 
Tagesordnungspunktes „Draft Code of Crimes against the Peace and 
Security of Mankind" die Schaffung eines ständigen internationalen Straf- 
gerichtshofs. Der Tatbestand des Völkermords würde im Rahmen der Zu- 
ständigkeit eines solchen Gerichts liegen. Damit wäre Artikel VI der Kon- 
vention über die Verhütung und Bestrafung des Völkermords ver- 
wirklicht. 


14. Abgeordneter 

Volker 

Neumann 

(Bramsche) 

(SPD) 


Wird die Bundesregierung ihrem erklärten Ziel, 
einen internationalen Menschenrechtsgerichts- 
hof zu schaffen, dringlich weiterverfolgen, und 
welche Mittel gedenkt sie dabei anzuwenden? 


Antwort des Staatssekretärs Dr. Hans-Werner Lautenschlager 
vom 3. Mai 1991 

In ihrer Antwort vom 9. Februar 1989 (Drucksache 11/3963) auf die Große 
Anfrage der Abgeordneten Dr. Timm, Bahr, Brück, Duve, Dr. Ehmke, 
Gansei, Dr. Glotz, Renger, Dr. Scheer, Dr. Soell, Stobbe, Verheugen, Voigt, 
Wieczorek-Zeul, Wischnewski, Dr. Vogel und der Fraktion der SPD vom 
8. Juni 1988 (Drucksache 11/2427) hat die Bundesregierung darauf hinge- 
wiesen, daß es sich bei der Errichtung eines VN-Menschenrechtsgerichts- 
hofes um ein langfristiges Ziel handelt. Eine derartige Institution bedarf 
eines klaren Mandats der VN-Mitgliedstaaten, für das die Ausräumung 
erheblicher Differenzen im Menschenrechtsverständnis notwendig ist. 

Diese Einschätzung besteht fort. 

Die Bundesregierung wird das Ziel der Errichtung eines VN-Menschen- 
rechtsgerichtshofs nicht aus dem Auge verlieren. 


6 



Deutscher Bundestag — 12. Wahlperiode 


Drucksache 12/500 


15. Abgeordneter 

Volker 

Neumann 

(Bramsche) 

(SPD) 


Ist die Bundesregierung bereit, eine internatio- 
nale Konvention gegen die Vertreibung von 
Menschen vorzuschlagen und damit den inspi- 
rierten Grundsätzen, wie sie in der VN-Resolu- 
tion 41/70 zur Vermeidung neuer Flüchtlings- 
ströme niedergelegt worden ist, verstärkt 
Geltung zu schaffen? 


Antwort des Staatssekretärs Dr. Hans-Werner Lautenschlager 
vom 3. Mai 1991 

VN-Resolution 41/70 hat dem Generalsekretär der Vereinten Nationen 
ein klares Mandat zur Umsetzung der darin enthaltenen Grundsätze zur 
Vermeidung neuer Flüchtlingsströme erteilt. Die Schwierigkeiten, die der 
Generalsekretär in Erfüllung dieser Aufgabe zu überwinden hat, sind im 
Bericht der Joint Inspection Unit der Vereinten Nationen (Dok. A/45/649, 
annex) in aller Deutlichkeit auf gezeigt worden. Die 45. Generalversamm- 
lung der Vereinten Nationen hat daher in der von uns miteingebrachten 
Resolution 45/153 das Mandat des Generalsekretärs bestätigt und ihn auf- 
gefordert, seine Arbeit unter Beachtung der Empfehlungen der Joint In- 
spection Unit fortzusetzen. 

Die Bundesregierung wird den Generalsekretär bei der Implementierung 
der auf ihre Initiative verabschiedeten Resolution 41/70 weiterhin nach- 
drücklich unterstützen. 


Geschäftsbereich des Bundesministers des Innern 


16. Abgeordneter 

Herbert 

Frankenhauser 

(CDU/CSU) 


Wie viele Einreisende aus Polen sind seit Auf- 
hebung der Visapflicht in die Bundesrepublik 
Deutschland gekommen, wie war die Zahl vor 
Aufhebung der Visapflicht? 


Antwort des Staatssekretärs Hans Neusei 
vom 3. Mai 1991 


In der Zeit vom 8. bis 28. April 1991 reisten insgesamt 629405 polnische 
Staatsangehörige in die Bundesrepublik Deutschland ein. Ausgereist sind 
im gleichen Zeitraum 581 560 polnische Staatsangehörige. 

Vor der Einführung der Visafreiheit wurden folgende Monatszahlen über 
einreisende polnische Staatsangehörige registriert: 


Oktober 1990 
November 1990 
Dezember 1990 
Januar 1991 
Februar 1991 


256000 Personen 
279000 Personen 
297 500 Personen 
245300 Personen 
220 153 Personen 


17. Abgeordneter 

Herbert 

Frankenhauser 

(CDU/CSU) 


Wie schätzt die Bundesregierung die künftige 
Entwicklung dieser Einreisezahlen, und welche 
ersten Erfahrungen über die Aufhebung der 
Visapflicht für Polen (Akzeptanz durch die Bevöl- 
kerung, Konflikte etc.) liegen der Bundesregie- 
rung vor? 
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Antwort des Staatssekretärs Hans Neusei 
vom 3. Mai 1991 

In der ersten Woche nach Aufhebung der Visumpflicht wurden 243090 
polnische Staatsangehörige bei der Einreise festgestellt. Die Zahl ging in 
der zweiten Woche auf 183217 zurück und erhöhte sich in der dritten 
Woche auf 203098. 

Nach Einschätzung der Bundesregierung dürfte sich die Zahl der ein- 
reisenden polnischen Staatsangehörigen auf ca. 200 000 wöchentlich ein- 
pendeln. 

Die Bevölkerung in den grenznahen Gebieten betrachtet die Entwicklung 
im Reiseverkehr zwischen Deutschland und Polen aufmerksam und mehr- 
heitlich offenbar nicht mit innerer Distanz oder gar Ablehnung. Die 
Proteste und Ausschreitungen kleinerer, meistens rechtsradikaler Grup- 
pierungen gegen polnische Staatsangehörige stoßen allgemein auf 
Unverständnis und Empörung. Deutsche Bürger reagierten teilweise 
ostentativ mit Zuwendung und Sympathiebekundungen gegenüber 
polnischen Gästen und empfingen sie an den Grenzübergängen mit 
Willkommens Worten und Blumen. 

Die Bundesregierung ist jedoch besorgt, daß nach den Vorfällen vom 
8. April 1991, die sie bedauert und nachdrücklich verurteilt hat, erneut 
Angriffe auf polnische Reisende - allerdings ohne größere Schäden - statt- 
gefunden haben, so u. a. am 12. April 1991 in Görlitz, am 18. April 1991 in 
Pomellen und am 27. April 1991 in Zittau. Die für die Sicherheit zuständi- 
gen Länder sind fest entschlossen, mit Unterstützung des Bundes alle 
geeigneten Maßnahmen zu ergreifen, um den Schutz polnischer Staats- 
angehöriger in Deutschland zu gewährleisten. 


18. Abgeordnete 

Ingrid 

Koppe 

(BÜNDNIS 90/ 
DIE GRÜNEN) 


In welcher Weise genau praktizierten Bundes- 
grenzschutz-Dienststellen seit 1975 die Überprü- 
fung von Bundesbürgern/innen im Rahmen des 
kleinen Grenzverkehrs hinsichtlich Art, Umfang 
und Zwecken von Datenerhebung, -speicherung 
und -Übermittlung (einschließlich der Empfänger 
für letztere)? 


Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Dr. Horst Waffenschmidt 
vom 6. Mai 1991 

Bei der Erhebung, Speicherung und Übermittlung personenbezogener 
Daten hielten und halten sich die Behörden des Bundesgrenzschutzes 
strikt an die einschlägigen gesetzlichen Regelungen und die darauf beru- 
henden Durchführungsbestimmungen und Weisungen. 

Im Zuge der fortschreitenden Rechtsentwicklung, vor allem im Bereich 
des Grundrechtsverständnisses und des Datenschutzes, haben auch die 
Anordnungen für den Bundesgrenzschutz Anpassungen erfahren. Dies 
zeigt sich besonders bei der Behandlung von Informationen über Perso- 
nen, die in die ehemalige DDR ein- oder von dort ausreisten. 

Bis Oktober 1981 galt die Sonderanweisung über die Erfassung bestimm- 
ter Erkenntnisse bei der grenzpolizeilichen Kontrolle (So-GK). Danach 
konnte der Bundesgrenzschutz für den Bundesnachrichtendienst und die 
Verfassungsschutzbehörden Personendaten über Bewohner der Bundes- 
republik Deutschland, die sich in die frühere DDR begaben oder aus ihr 
zurückkehrten, in einem begrenzten Rahmen registrieren, dessen 
Konkretheitsgrad jedoch in der Folgezeit nicht mehr den inzwischen 
gewachsenen rechtlichen Anforderungen entsprach. 
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Die Bundesregierung verfügte daraufhin, daß die auf der Grundlage der 
So-GK gesammelten Bestände im wesentlichen vernichtet wurden. 
Gleichzeitig erließ sie am 21./23. Oktober 1981 mit Zustimmung des 
Bundesbeauftragten für den Datenschutz die Dienstanweisung an den 
Bundesgrenzschutz zur Durchführung der Amtshilfeersuchen für die Ver- 
fassungsschutzbehörden und den Bundesnachrichtendienst. Die Rege- 
lung knüpfte die Erhebung und Übermittlung personenbezogener Infor- 
mationen an das Vorliegen bestimmter Anhaltspunkte und spezieller 
Kriterien und untersagte ausdrücklich die Befragung von Reisenden mit 
dem Ziel der Gewinnung solcher Anhaltspunkte. 

Wenn danach die Erfassung solcher Bundesbürger erlaubt war, von denen 
nach Maßgabe der konkreten Vorgaben angenommen werden mußte, daß 
sie die Reise in die damalige DDR z. B. für die DKP, im Interesse extremisti- 
scher Organisationen oder im Dienst oder Auftrag gewisser, im einzelnen 
benannter staatlicher oder politischer Einrichtungen der früheren DDR 
unternahmen, so konnte dies auf den sog. kleinen Grenzverkehr nach der 
Anordnung Nr. 2 des Innenministers der ehemaligen DDR über Einreisen 
von Bürgern der Bundesrepublik Deutschland vom 14. Juli 1973 im allge- 
meinen keine Auswirkungen haben. Personen mit Wohnsitz in bestimm- 
ten Landkreisen und kreisfreien Städten des Bundesgebietes, die sich für 
24 Stunden in einen der zugelassenen Kreise der bisherigen DDR 
begaben, dürften derartige Reisemöglichkeiten für Familienbesuche oder 
zu touristischen Zwecken genutzt haben und kamen damit für eine Regi- 
strierung durch den Bundesgrenzschutz mit Weiterleitung der Daten an 
die Verfassungsschutzbehörden grundsätzlich nicht in Betracht. Aller- 
dings ist möglich, daß sich darunter in Einzelfällen Personen befanden, die 
auf Grund konkreter Erkenntnisse etwa zur Grenzfahndung ausgeschrie- 
ben waren. 


Geschäftsbereich des Bundesministers der Finanzen 


19. Abgeordneter 

Hans Martin 
Bury 

(SPD) 


Welche der in den verschiedenen Gutachten zu 
den Kosten eines eventuellen Parlaments- und 
Regierungssitzwechsels genannten Zahlen wird 
von der Bundesregierung als Planungsgrundlage 
verwendet, und welche Vorstellungen hat die 
Bundesregierung in bezug auf eine Finanzierung 
dieses Betrages? 


Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Manfred Carstens 
vom 6. Mai 1991 

Die Bundesregierung verwendet keine der in den verschiedenen Gutach- 
ten genannten Zahlen zur Kostenhöhe als Planungsgrundlage. Die Über- 
legungen zu einer möglicherweise vorzunehmenden Verlagerung von 
Parlaments- und Regierungssitz gehen von einem Zeitpunkt nicht vor 
Ende der 90er Jahre aus. Der Finanzplan der Bundesregierung vom 
20. Februar 1991, der die Finanzplanung bis 1994 wiedergibt, berücksich- 
tigt keine Kosten für einen möglichen Wechsel des Parlaments- und Regie- 
rungssitzes. Steht das Erfordernis finanzwirksamer Maßnahmen fest, wer- 
den die Kosten rechtzeitig in den Haushalts- und Finanzplan eingestellt 
werden. 
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20. Abgeordnete 

Ilse 

Falk 

(CDU/CSU) 


Kann die Bundesregierung Auskunft geben, wie 
viele Arbeitsplätze in der Bundeszollverwaltung 
auf dem Hintergrund der Vollendung des euro- 
päischen Binnenmarktes in der Grenzregion 
zwischen der Bundesrepublik Deutschland und 
den Niederlanden am Niederrhein gefährdet 
sind, und welche Maßnahmen trifft die Bundes- 
regierung hinsichtlich des Erhaltes dieser 
Arbeitsplätze bzw. hinsichtlich einer adäquaten 
anderweitigen Beschäftigung oder Umschulung 
der Betroffenen? 


Antwort des Staatssekretärs Dr. Franz-Christoph Zeitler 
vom 2. Mai 1991 

Es ist das politische Ziel der EG-Mitgliedstaaten, bis zum 1. Januar 1993 
alle Kontrollen an den Binnengrenzen der Gemeinschaft einzustellen. 
Sofern der Binnenmarkt entsprechend den Zielvorstellungen verwirklicht 
wird, werden von den im Bereich der Hauptzollämter am Niederrhein 
(Emmerich, Kleve und Geldern) heute eingesetzten über 1 000 Beschäftig- 
ten der Zollverwaltung bis zu 600 nicht mehr auf ihren bisherigen Dienst- 
posten bleiben können. 

Ob die Umsetzung des politischen Ziels in vollem Umfang und zum vorge- 
sehenen Zeitpunkt gelingen wird, läßt sich derzeit nicht mit hinreichender 
Sicherheit sagen. Eine zuverlässige Aussage über die künftige Personal- 
entwicklung in der Zollverwaltung und über die weitere Verwendung der 
an den Binnengrenzen eingesetzten Beschäftigten ist schon von daher 
gegenwärtig nicht möglich. Mit den organisatorischen und personalwirt- 
schaftlichen Auswirkungen des Binnenmarkts wird sich nach der 
Sommerpause eine Arbeitsgruppe befassen, in der auch Vertreter der Per- 
sonalvertretung mitwirken werden. 

Ein Teil der freigesetzten Beschäftigten wird sicher von der Vorruhe- 
standsregelung Gebrauch machen. Für die übrigen stehen Einsatz- 
möglichkeiten in Bedarfsbereichen der Zollverwaltung - wie internatio- 
nale Flughäfen, Zollfahndungsdienst, Ausfuhrüberwachung usw. - zur 
Verfügung. 

Den Beamten von den Grenzzollämtern wird rechtzeitig Gelegenheit 
gegeben, sich um entsprechende Dienstposten zu bewerben. Sie sollen 
dann an die neuen Dienststellen versetzt und für die Übergangszeit im 
Abordnungswege weiter Dienst an der Grenze verrichten. 

Der Wechsel von der Grenze in den Binnenbereich wird in vielen Fällen 
mit einem Laufbahnwechsel verbunden sein. In diesem Zusammenhang 
ist eine eingehende Unterweisung der Beamten in ihre neuen Aufgaben 
vorgesehen. Über mögliche weitere Umschulungsmaßnahmen wird 
befunden, sobald sich für deren Notwendigkeit konkrete Anhaltspunkte 
ergeben. 


21. Abgeordneter 

Dr. Klaus W. 

Lippold 

(Offenbach) 

(CDU/CSU) 


Ist der Bundesregierung bekannt, in wie vielen 
Städten/Gemeinden/Kreisen der neuen Bundes- 
länder Mittel aus dem Gemeinschaftswerk Auf- 
schwung in festverzinslichen Wertpapieren (oder 
ähnlichen Anlagenformen) und in ausländischen 
Devisen auf Festgeldkonten (oder , ähnlichen 
Anlageformen) angelegt sind, und wenn ja, wie 
hoch ist die Summe aller angelegten Mittel? 
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Antwort des Staatssekretärs Dr. Peter Klemm 
vom 2. Mai 1991 

Die Bundesregierung hat durch Pressemeldungen von einem Fall Kennt- 
nis erhalten, wonach die Stadt Erfurt eine Auslandsanlage in einer 
Größenordnung von rd. 65 Mio. DM eingerichtet hat. Weitere Einzelheiten 
zum Sachverhalt werden derzeit von den zuständigen Stellen des Landes 
Thüringen überprüft. Inwieweit dadurch evtl, kommunalaufsichtsrecht- 
liche Belange berührt worden sind, ist vom Land Thüringen in eigener 
Zuständigkeit zu klären. 


22. Abgeordneter 

Gerhard 

Neumann 

(Gotha) 

(SPD) 


Gibt es für die Gemeinden der fünf neuen 
Bundesländer die Möglichkeit, vom Bundesmini- 
sterium der Verteidigung freigegebene Liegen- 
schaften aus ehemaligem NVA-Besitz zur 
kommunalen Nutzung, etwa als Naherholungs- 
gebiet, kostenlos zu erwerben, und wie ist in 
einem solchen Fall der Verfahrensweg? 


Antwort des Staatssekretärs Dr. Franz-Christoph Zeitler 
vom 2. Mai 1991 

Bundeseigene, vom Bundesminister der Verteidigung freigegebene 
Liegenschaften aus ehemaügem NVA-Besitz, die für Bundesaufgaben 
nicht benötigt werden, sind grundsätzlich zu verkaufen. Dabei ist nach 
den haushaltsrechtlichen Bestimmungen der volle Wert als Kaufpreis zu 
fordern. Soweit es sich um Flächen handelt, die für Naherholungszwecke 
ausgewiesen sind, werden diese vorrangig an Länder und Gemeinden 
veräußert, die auch die Planungshoheit haben. Der Bund hat in diesem 
Bereich keine Finanzierungskompetenz. Eine Subventionierung von 
Grundstücksveräußerungen für Naherholungszwecke ist deshalb nicht 
möglich. 

Um den zügigen Aufbau und die Herstellung der Arbeitsfähigkeit der 
Kommunen in den neuen Bundesländern zu unterstützen, soll im Haushalt 
1991 ein Haushaltsvermerk ausgebracht werden, durch den die Kommu- 
nen bundeseigene Grundstücke für unmittelbare Verwaltungszwecke 
(z. B. Verwaltungsgebäude oder Schulen) verbilligt kaufen bzw. nutzen 
können, wenn sie nicht selbst über geeignete Grundstücke verfügen. Den 
Gemeinden soll in diesen Fällen grundsätzlich ein Preisabschlag von 50% 
vom Verkehrswert bzw. Nutzungsentgelt eingeräumt werden. 

Gemeinden, die sich für den Erwerb oder die Nutzung einer bundeseige- 
nen Liegenschaft interessieren, sollten sich an das für ihren Bereich 
zuständige Bundesvermögensamt wenden. Bundesvermögensämter sind 
in allen ehemaligen Bezirkshauptstädten errichtet worden. 


23. Abgeordneter 

Dr. Dietrich 
Sperling 

(SPD) 


Wie beurteilt die Bundesregierung den Vorschlag 
der Unternehmensteuerreformkommission, das 
Verfahren zur Ermittlung der Grundsteuer neu zu 
gestalten? 


24. Abgeordneter 

Dr. Dietrich 
Sperling 

(SPD) 


Welche Schritte plant die Bundesregierung in der 
12. Legislaturperiode, um endlich zu einer neuen 
Erhebungsgrundlage für die Grundsteuer zu 
kommen und die Einheitswerte der Hauptfest- 
stellungen 1964 bzw. 1984 abzulösen? 
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Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Dr. Joachim Grünewald 
vom 6. Mai 1991 

Die Kommission zur Verbesserung der steuerlichen Bedingungen für 
Investitionen und Arbeitsplätze hat ihre Vorschläge zur Reform der ein- 
heitswertabhängigen Steuern, also auch der Grundsteuer, bislang erst in 
Thesen vorgelegt. Sie will ein ausführlich begründetes Gutachten in den 
kommenden Monaten erstatten. Eine Wertung ihrer Vorschläge kann erst 
nach einer vertieften Prüfung des Gutachtens erfolgen. Dann erst ist auch 
eine Aussage darüber möglich, inwieweit im Rahmen einer umfassenden 
Reform der einheitswertabhängigen Steuern die Einheitswerte des 
Grundbesitzes nach den Wertverhältnissen 1. Januar 1935 bzw. 1. Januar 
1964 durch eine neue Erhebungsgrundlage ab gelöst werden können. 


25. Abgeordneter 

Ludwig 

Stiegler 

(SPD) 


26. Abgeordneter 

Ludwig 

Stiegler 

(SPD) 


27. Abgeordneter 

Ludwig 

Stiegler 

(SPD) 


Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Dr. Joachim Grünewald 
vom 6. Mai 1991 

Die Bundesregierung setzt sich im Rahmen der Erörterungen des Rates der 
EG zum Vorschlag einer Dritten Schadenversicherungsrichtlinie nach- 
drücklich für die Erhaltung der Versicherungsmonopolanstalten der 
Länder ein. Ein Vertreter der Länder hatte bei den Beratungen in der bis- 
her allein damit befaßten Gruppe „Wirtschaftsfragen" Gelegenheit, die 
Vorstellungen des Bundesrates vorzutragen. Falls es nicht gelingt, die 
Abschaffung der Versicherungsmonopole aus der Richtlinie zu streichen, 
wird sich die Bundesregierung vor die Frage gestellt sehen, die Richtlinie 
abzulehnen. Dies ist auch vor kurzem in bilateralen Gesprächen mit 
Frankreich erklärt worden. Die Richtlinie kann jedoch mit qualifizierter 
Mehrheit, also unter Umständen auch ohne Zustimmung der Bundes- 
regierung, verabschiedet werden. In diesem Falle bleibt immer noch die 
Möglichkeit, die Rechtmäßigkeit der Richtlinie in diesem Punkt durch den 
Europäischen Gerichtshof nachprüfen zu lassen. Die Bundesregierung 
teilt die Ansicht, daß die Zuständigkeit der EG für diesen Bereich fraglich 
ist. 


Teilt die Bundesregierung die Auffassung der 
EG-Kommission, daß die derzeit in der Bundes- 
republik Deutschland bestehenden zwölf Mono- 
polanstalten für die Gebäude-Brandversicherung 
zu beseitigen sind, oder was wird sie unterneh- 
men, um deren Fortbestand und damit Förder- 
möglichkeiten für die Feuerwehren auch in 
Zukunft zu erhalten? 


Wird die Bundesregierung entsprechend dem 
Bundesratsbeschluß vom 9. November 1990 dar- 
auf drängen, daß die Monopolanstalten für die 
Gebäude-Brandversicherung aus den Regelun- 
gen der Dritten Schadensversicherungsrichtlinie 
herausgenommen werden, und welche Gesprä- 
che hat sie bisher darüber mit anderen EG-Mit- 
gliedstaaten geführt, um dieses Ziel zu erreichen? 

Teilt die Bundesregierung die Auffassung, daß 
die Bundesrepublik Deutschland für den Bereich 
der Monopolanstalten für die Gebäude-Brand- 
versicherung durch den EG-Vertrag Souveräni- 
tätsrechte nicht abgegeben hat, und wird sie der 
Dritten Schadensrichtlinie im Rat nur zustimmen, 
wenn die Artikel 3 und 33 des Entwurfes gestri- 
chen werden? 
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Geschäftsbereich des Bundesministers für Wirtschaft 


28. Abgeordnete 

Brigitte 

Adler 

(SPD) 


Welche Verhandlungsposition nimmt die Bun- 
desregierung bei den derzeit wieder laufenden 
informellen GATT- Gesprächen bezüglich des 
Dienstleistungssektors ein, und auf welche 
Datengrundlage stützt sich ihre Einschätzung der 
Auswirkungen eines freien Marktzugangs für 
Dienstleistungsunternehmen in den Entwick- 
lungsländern? 


Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Klaus Beckmann 
vorn?. Mai 1991 

Die Bundesregierung unterstützt die EG-Kommission als Verhandlungs- 
führer der Europäischen Gemeinschaften aktiv bei der Fortführung der im 
Februar 1991 wieder auf genommenen Verhandlungen der GATT- 
Uruguay-Runde. Dabei spielen die Dienstleistungen als ausgesprochener 
Wachstumssektor des Welthandels eine besonders wichtige Rolle auch für 
das Gesamtergebnis der Runde. 

Als Datengrundlage für die Bewertung des geplanten Liberalisierungs- 
prozesses in Industrie- und Entwicklungsländern stützt sich die Bundes- 
regierung insbesondere auf die Zahlungsbilanzstatistik der deutschen 
Bundesbank sowie auf Statistiken und Untersuchungen der EG-Kommis- 
sion, des GATT- Sekretariats, der OECD und der Vereinten Nationen. 


Geschäftsbereich des Bundesministers für Ernährung, 
Landwirtschaft und Forsten 


29. Abgeordneter 

Karl 

Stockhausen 

(CDU/CSU) 


Welche Pflanzenschutzmittel sind in der Bundes- 
republik Deutschland verboten worden, die noch 
in anderen Mitgliedstaaten der EG erlaubt sind, 
und wie lange dauert für diese Mitgliedstaaten 
die Übergangszeit der Einsatzmöglichkeit? 


30. Abgeordneter 

Karl 

Stockhausen 

(CDU/CSU) 


Wieviel sind die Ersatz-Pflanzenschutzmittel 
teurer, die die gleiche Wirkung haben, im Ver- 
gleich zu den verbotenen, und wie hoch sind die 
Mehrausgaben für 1 ha zu behandelnder Fläche? 


Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Gottfried Haschke 
vom 23. April 1991 

Ich gehe davon aus, daß sich Ihre Fragen auf die kürzlich in Kraft getretene 
Erste Verordnung zur Änderung der Pflanzenschutz-Anwendungsverord- 
nung beziehen. 

Mit dieser Verordnung wird unter anderem die Anwendung bestimmter 
Pflanzenschutzmittelwirkstoffe aus gesundheitlichen, ökologischen und 
Vorsorgegründen verboten. In erster Linie ist der Wirkstoff Atrazin betrof- 
fen, dessen Anwendung nunmehr vollständig verboten ist. Um Wett- 
bewerbsnachteile für die deutsche Landwirtschaft abzuwenden, habe ich 
mich bereits mit Schreiben vom 22. Juni 1990 an die EG-Kommission 
gewandt und gefordert, daß die Anwendung von Atrazin ehestmöglich 
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EG-weit verboten wird. Im Rahmen der zur Zeit anstehenden Harmonisie- 
rung der Zulassung von Pflanzenschutzmitteln und der Anpassung der 
Richtlinie 79/117/EWG über das Verbot des Inverkehrbringens und der 
Anwendung von Pflanzenschutzmitteln, die bestimmte Wirkstoffe enthal- 
ten, setzt sich die Bundesregierung mit Nachdruck dafür ein, daß die deut- 
schen Verbote der Pflanzenschutz-Anwendungsverordnung übernom- 
men werden und insbesondere die jetzt noch vorgesehene Anwendung 
von Pflanzenschutzmitteln mit dem Wirkstoff Atrazin in verschiedenen 
Mitgliedstaaten durch die Aufnahme in den Anhang der Richtlinie unter- 
sagt wird. Wann dies erfolgt, ist zur Zeit noch nicht absehbar. 

Pflanzenschutzmittel mit dem Wirkstoff 1,3-Dichlorpropen sind nicht 
mehr zugelassen. Die hohe Beweglichkeit des Wirkstoffes im Boden ver- 
bunden mit der hohen Aufwandmenge zur Bodenentseuchung stellen 
eine erhebliche Gefährdung des Grundwassers dar. 

Die Verwendung der Wirkstoffe Binapacryl, Dicofol, Dinoseb und Malein- 
säurehydrazid ist durch die Aufnahme in den Anhang der Richtlinie 
79/117/EWG EG-weit verboten worden; dieses Verbot wird mit den deut- 
schen Vorschriften in nationales Recht umgesetzt. 

Bei der Beurteilung der Mehrkosten, die der Landwirtschaft durch das 
Anwendungsverbot für atrazinhaltige Pflanzenschutzmittel entstehen 
können, ist zunächst zu berücksichtigen, daß bereits in den letzten Jahren 
teilweise eine Abkehr von der Atrazinanwendung erfolgte, weil nach 
langjähriger Atrazinanwendung eine Umschichtung im Unkrautspektrum 
stattfand. 

Die Mehrkosten für andere Herbizidmischungen sind je nach angewand- 
ten Mitteln mit ca. 60 bis 100 DM je Hektar behandelter Fläche zu ver- 
anschlagen. 

Für den Wirkstoff 1,3-Dichlorpropen, der in Pflanzenschutzmitteln für die 
Bodenentseuchung enthalten war, steht kein Ersatzprodukt zur Ver- 
fügung. Hier müssen andere Maßnahmen getroffen werden. Zu diesem 
Zweck fördert mein* Haus ein Forschungsvorhaben zur Ermittlung der 
Bodenmüdigkeitssymptome bei Rosaceen, um insbesondere Probleme, 
die im Baumschulbereich entstehen können, in den Griff zu bekommen. 


31. Abgeordnete 

Verena 

Wohlleben 

(SPD) 


32. Abgeordnete 

Verena 

Wohlleben 

(SPD) 


Wie beurteilt die Bundesregierung den vorgese- 
henen Einsatz mobiler Ernährungsberatungsein- 
richtungen in den neuen Bundesländern im Hin- 
blick auf die Sicherstellung einer ausgewogenen 
und ständig erreichbaren Verbraucheraufklä- 
rung im Bereich der Ernährung, wie sie in den 
alten Bundesländern durch die Verbraucherzen- 
tralen der Länder gewährleistet ist? 

Wie will die Bundesregierung in den neuen 
Bundesländern eine ständig ansprechbare 
Verbraucherinteressensvertretung in Ernäh- 
rungsfragen gewährleisten, wenn lediglich Mittel 
für eine mobile Beratung bereitgestellt werden? 


Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Gottfried Haschke 
vom 8. Mai 1991 


Vorbemerkung: Die Bundesregierung hat im Ernährungsbereich - auch 
in der Vergangenheit - keine „Verbraucherinteressen- 
vertretung in Ernährungsfragen'' gewährleistet, sondern 
entsprechend der Zweckbestimmung des Titels „Aufklä- 
rung der Verbraucher" Zuwendungen dafür im Rahmen 
der Projektförderung u. a. an die Verbraucherzentralen 
der alten Bundesländer vergeben. 
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Die positive Beurteilung und die Förderung mobiler Ernährungsberatung 
in den neuen Bundesländern basiert insbesondere auf den Erkenntnissen 
einer dort durchgeführten Sonderaktion „Verbraucheraufklärung beim 
Lebensmitteleinkauf", mit der der Bundesminister für Ernährung, Land- 
wirtschaft und Forsten im August/September 1990 den Auswertungs- und 
Informationsdienst für Ernährung, Landwirtschaft und Forsten (AID) e. V. 
beauftragt hatte. Dabei wurde deutlich, daß einerseits in den neuen 
Bundesländern ein hoher Bedarf an Verbraucherinformation über Markt- 
zusammenhänge, Lebensmittel, Preise und richtiges Verhalten beim 
Einkauf, aber auch über Ernährungsfragen allgemein besteht; anderer- 
seits wurde klar, daß zunächst nur mit mobiler Beratung auch der länd- 
liche Raum der neuen Länder, die im Vergleich zu den alten Ländern 
häufig dünner besiedelt sind, mit Ernährungsinformationen versorgt 
werden kann. 

Unabhängig davon setzte eine Förderung der stationären Ernährungs- 
beratung in den Verbraucherzentralen der neuen Länder mit Bundes- 
mitteln voraus, daß die neuen Bundesländer sich erklärten, ob und auf 
welche Weise sie eine Ernährungsinformation und -beratung in ihrem 
Zuständigkeitsbereich einzurichten planten. Dies war den Ländern zum 
Zeitpunkt der Entscheidung über das mobile Informationssystem seiner- 
zeit vor den jeweiligen Länderwahlen nicht möglich. Hinzu kommt, daß 
die Bundesregierung die Auffassung des Bundesrechnungshofes in seinen 
Prüfungsmitteilungen vom 22. Dezember 1989 nach einer Prüfung der 
Ernährungsberatung in den Verbraucherzentralen teilt, daß die Beratung 
und Aufklärung der Verbraucher durch die Verbraucherzentralen auf 
dem Gebiet der Ernährung sowohl dem Interesse des Bundes als auch dem 
der Länder dient; sie erwartet folglich auch die vom Bundesrechnungshof 
geforderte finanzielle Beteiligung der Länder an dem Projekt Ernährungs- 
beratung. Im Falle der neuen Bundesländer war allerdings zum Zeitpunkt 
der Planung für das Haushaltsjahr 1991 nicht erkennbar, wie dort diese 
Beteiligung realisiert werden könnte. Inzwischen haben Gespräche mit 
Vertretern dieser Bundesländer und ihrer Verbraucherzentralen das 
große Interesse am Einsatz der bundesfinanzierten, mobilen Ernährungs- 
beratung bestätigt, eine Zusammenarbeit ist geplant. Mittelfristig zeich- 
net sich ab, daß neben die mobile Ernährungsberatung durch den AID 
auch die Ernährungsberatung seitens der Verbraucherzentralen der 
neuen Bundesländer treten könnte, sobald das finanzielle Engagement 
der neuen Länder für die stationäre Ernährungsberatung gesichert ist. 
Eine langfristige Festlegung der Verwendung der Bundesmittel, die den 
Verbrauchern in den neuen Bundesländern für die Aufklärung im Ernäh- 
rungsbereich zugute kommen sollen, besteht nicht. 


Geschäftsbereich des Bundesministers der Verteidigung 


33. Abgeordneter 

Dr. Walter Franz 
Altherr 

(CDU/CSU) 


Sind der Bundesregierung Pläne der französi- 
schen Streitkräfte bekannt, nach der Rückgabe 
der Holtzendorff-Kaserne in 6750 Kaiserslautern 
auch den dazugehörigen Truppenübungsplatz 
Fröhnerhof auf der Gemarkung der Orts- 
gemeinde Mehlingen zurückzugeben? 


Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Willy Wimmer 
vom 2. Mai 1991 

Von den von Frankreich beabsichtigten Truppenreduzierungen sind 
Standorte der französischen Streitkräfte in Rheinland-Pfalz im Jahre 1991 
bisher ausgenommen. Bei dem Ende Januar dieses Jahres geführten Kon- 
sultationsgespräch hat die französische Seite darauf hingewiesen, daß 
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über Stationierungsangelegenheiten in den Folgejahren voraussichtlich 
erst zur Jahresmitte 1991 durch das französische Verteidigungsministe- 
rium entschieden werden wird. 


34. Abgeordneter 

Jürgen 

Augustinowitz 

(CDU/CSU) 


Mit welchen präventiven Maßnahmen beabsich- 
tigt die Bundesregierung, junge Wehrpflichtige 
auf den Fahrten zu ihren Gestellungsorten (z. B. 
auf Bahnhöfen) vor Gewalttätern und Randalie- 
rern zu schützen, um Vorfälle - wie anläßlich des 
Einberufungstermines 2. April 1991 geschehen - 
in Zukunft zu unterbinden? 


Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Willy Wimmer 
vom 2. Mai 1991 

Dem Bundesminister der Verteidigung sind bisher nur die Vorfälle auf 
dem Berliner Bahnhof bekanntgeworden, wo zum Einberufungstermin 
1. April 1991 Kriegsdienstgegner und Randalierer versuchten, die einbe- 
rufenen Soldaten massiv zu beeinflussen und die Abfahrt der Züge zu ver- 
hindern. 

Polizei und Bundesgrenzschutz haben die Ordnung wiederhergestellt. 

Präventive Maßnahmen sind auf Grund dieses einen Vorfalles zur Zeit 
nicht beabsichtigt, der Bundesminister der Verteidigung wird jedoch die 
Entwicklung in den nächsten Monaten beobachten, um ggf. entspre- 
chende Maßnahmen zu veranlassen. 


35. Abgeordnete 

Edelgard 

Bulmahn 

(SPD) 


Welche Ausgaben sind jeweils im Haushalt 1991 
für militärische Forschung, Entwicklung und 
Erprobung entsprechend der Aufgliederung der 
Tabellen 2.1 bis 2.6 in der Antwort der Bundes- 
regierung auf die Kleine Anfrage der Fraktion der 
SPD „Die Entwicklung der Ausgaben für militäri- 
sche Forschung sowie für Friedens- und Konver- 
sionsforschung" (Drucksache 11/7373) vorgese- 
hen, und wie lauten die entsprechenden Ist- 
Zahlen für 1990? 


Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Willy Wimmer 
vom 3. Mai 1991 

Die fortgeschriebenen Zahlen der Tabellen 2.1 bis 2.6 der Drucksache 
1 1/7373 vom 12. Juni 1990 entnehmen Sie bitte der Anlage. * ) 

Die FuE-Gesamtausgaben des Bundes für 1990/1991 (Anlage Seite 1)*) 
können leider nicht angegeben werden, da deren Ermittlung durch den 
Bundesminister für Forschung und Technologie wegen der betroffenen 
neuen Ressorts noch nicht abgeschlossen ist. Die fehlenden Angaben 
werden Ihnen nach Abschluß der Erfassung durch den Bundesminister für 
Forschung und Technologie unmittelbar mitgeteilt. 


*) Vom Abdruck der Anlage wurde auf Grund der Nummer 13 Satz 2 in Verbin- 
dung mit Nummer 1 Abs. 3 Satz 1 zweiter Halbsatz der Richtlinien für die Frage- 
stunde und für die schriftlichen Einzelfragen abgesehen. 
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36. Abgeordneter 

Helmut 

Rode 

(Wietzen) 

(CDU/CSU) 


Kann die Bundesregierung die Aussage der 
Wehrbereichsverwaltung II in Hannover über 
Veränderungen in der Heeresfliegerwaffen- 
schule Bückeburg bestätigen, nach denen Teile 
der Heeresfliegerwaffenschule Bückeburg ver- 
legt werden, und wenn ja, an welche Größenord- 
nung ist da gedacht? 


Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Willy Wimmer 
vom 2. Mai 1991 


Der Bundesminister der Verteidigung kann die Aussagen der Wehr- 
bereichsverwaltung II in Hannover über Veränderungen in der Heeres- 
fliegerwaffenschule in Bückeburg nicht bestätigen. Es gibt derzeit keine 
Planungen, Teile der Heeresfliegerwaffenschule zu verlegen. 


37. Abgeordneter Ist es richtig, daß der geplante und für die Ge- 

Helmut räuschminderung äußerst wichtige Aufbau eines 

Rode Flugsimulators storniert wurde? 

(Wietzen) 

(CDU/CSU) 

Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Willy Wimmer 
vom 2. Mai 1991 

Bei der Heeresfliegerwaffenschule in Bückeburg ist ein Flugsimulator mit 
vier Kabinen in Betrieb. Weitere Flugsimulatoren sind derzeit nicht vorge- 
sehen. Vermutlich liegt eine Verwechslung mit dem für Bückeburg vor- 
gesehenen Flugabwehrsimulator vor. 

Für die Ausbildung mit der Fliegerfaust 2 war mit Beginn März 1991 der 
Bau eines Flugabwehr-Simulatorgebäudes vorgesehen. Der Bau konnte 
jedoch bisher aus Haushaltsgründen nicht begonnen werden. 

Die Baumaßnahme hat zwar aus Ausbildungsgründen eine hohe Priorität, 
sie trägt aber nicht dazu bei, in Bückeburg Fluglärm zu mindern. 


38. Abgeordneter 

Dr. Rudolf 
Schöfberger 

(SPD) 


Wie lauten die grundsätzliche Entscheidung der 
Bundesregierung aus dem Jahre 1983 und das im 
Anschluß daran am 29. Oktober 1986 zwischen 
dem Bundesminister der Verteidigung und dem 
Verteidigungsminister der Republik Irak 
geschlossene Verwaltungsabkommen über Aus- 
bildungshilfen und Ausbildungsunterstützung 
der Bundesrepublik Deutschland zugunsten 
Angehöriger der irakischen Armee? 


Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Willy Wimmer 
vom 6. Mai 1991 

Die Bundesregierung hat zum damaligen Zeitpunkt die Zusammenarbeit 
auf dem von Ihnen angesprochenen Ausbildungsgebiet positiv bewertet. 
Zu Ihrer Kenntnisnahme wird Ihnen der deutsche Wortlaut des Verwal- 
tungsabkommens, welches 1986 zwischen dem Bundesminister der Ver- 
teidigung und dem irakischen Verteidigungsminister geschlossen wurde, 
überlassen. *) 


*) Vom Abdruck der Anlage wurde auf Grund der Nummer 13 Satz 2 in Verbin- 
dung mit Nummer 1 Abs. 3 Satz 1 zweiter Halbsatz der Richtlinien für die Frage- 
stunde und für die schriftlichen Einzelfragen abgesehen. 


17 



Drucksache 12/500 


Deutscher Bundestag — 12. Wahlperiode 


39. Abgeordneter 

Dr. Rudolf 
Schöfberger 

(SPD) 


Ist der Bundesregierung das an die Firma D. 
GmbH gerichtete Schreiben des Verteidigungs- 
attaches der Botschaft der Republik Iran in der 
Bundesrepublik Deutschland vom 21. Oktober 
1983 bekannt, in dem die Ankunft von 25 nament- 
lich auf geführten irakischen „Studenten” für den 
31. Oktober 1983 in Frankfurt/Main angekündigt 
wurde, und trifft es zu, daß diese Angehörigen der 
irakischen Luftwaffe nach ihrer Ankunft im Rah- 
men eines gemeinsamen Projektes der Bundes- 
regierung, der Firma D. GmbH und der C.-D.-Z. 
GmbH in Saarbrücken und in München, auch an 
Hochschulen des Freistaates Bayern, theoretisch 
sowie bei D. praktisch ausgebildet worden sind? 


Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Willy Wimmer 
vom 6. Mai 1991 


Das von Ihnen erwähnte Schreiben des Verteidigungsattaches bei der Bot- 
schaft der Islamischen Republik vom 21. Oktober 1983 ist hier nicht 
bekannt. 

Es trifft zu, daß die Firma D. GmbH mit dem irakischen Verteidigungs- 
ministerium im September 1983 einen Vertrag über Vorbereitungs- 
kurse für 25 Luftwaffenoffiziersanwärter geschlossen hat. Der Vertrag 
umfaßte den Zeitraum von Oktober 1983 bis Oktober 1985 und sah die 
Ausbildung in sprachlicher und technischer Hinsicht mit dem Ziel vor, ein 
weiterführendes Studium an technischen Hochschulen in der Bundes- 
republik Deutschland zu ermöglichen. Ob eine praktische Ausbildung bei 
der Firma D. GmbH letztlich erfolgte, ist vor dem Hintergrund des 
privatrechtlichen Vertragsverhältnisses zwischen der Firma D. GmbH 
und der irakischen Seite dem Bundesministerium der Verteidigung 
nicht bekannt. Dies gilt auch für weitere Details, beispielsweise Ankunfts- 
zeiten und -orte der Auszubildenden. Zulassungen an Hochschulen des 
Freistaates Bayern ist Ländersache. Das Bundesministerium der Verteidi- 
gung kann daher diesen Teil Ihrer Frage nicht beantworten. 


40. Abgeordneter 

Dr. Rudolf 
Schöfberger 

(SPD) 


Stand diese Ausbildung in irgendeinem Zusam- 
menhang mit der Tatsache, daß Frankreich in den 
Jahren 1982 und 1983 30 Maschinen des von den 
Firmen D. und D.-B. hergestellten Erdkampfflug- 
zeuges ALPHA- Jet an den Irak geliefert hatte, und 
entsprach diese Lieferung auch unabhängig von 
einem Zusammenhang mit dieser Ausbildung 
den Normen der deutschen Rüstungsexportkon- 
trolle? 


Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Willy Wimmer 
vom 6. Mai 1991 


Erkenntnisse über einen Zusammenhang zwischen der Ausbildung der in 
Frage 39 erwähnten irakischen Luftwaffenangehörigen und einer angeb- 
lichen Lieferung von Luftfahrzeugen des Typs ALPHA-Jet durch Frank- 
reich an den Irak in den Jahren 1982/83 liegen dem Bundesministerium 
der Verteidigung nicht vor. Lieferungen der Gemeinschaftsproduktion 
ALPHA-Jet an Dritte vollzogen sich im Rahmen der geltenden Bestim- 
mungen. 

41. Abgeordneter 

Peter Kurt 
Würzbach 

(CDU/CSU) 


Welche Maßnahmen sind erforderlich, um - wie 
während der Haushaltsberatungen im Verteidi- 
gungsausschuß angesprochen - das Kantinen- 
wesen unserer Bundeswehr zügig und vollstän- 
dig zu privatisieren? 
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Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Willy Wimmer 
vom 6. Mai 1991 

Das Bundeskabinett hat am 28. November 1990 das „Gesamtkonzept 1990 
für die Privatisierungs- und Beteiligungspolitik des Bundes" verabschie- 
det. Damit wurde der Wille der Bundesregierung unterstrichen, ihre er- 
folgreiche Privatisierungspolitik auch im bisherigen Gebiet der Bundesre- 
publik Deutschland fortzusetzen. 

Das wichtigste Bundesinteresse wird deshalb bei allen Bundesbeteiligun- 
gen unter Anlegung kritischer Maßstäbe erneut überprüft. Dies entspricht 
auch einer Vereinbarung der Regierungsparteien vom 16. Januar 1991. 

Im Bereich des Kantinenwesens der Bundeswehr ist kritisch zu überprü- 
fen, ob ein „wichtiges Interesse des Bundes" an der Heimbetriebsgesell- 
schaft mbH, Bonn, noch gegeben ist (§ 65 BHO) und ob „sich der vom Bund 
angestrebte Zweck nicht besser und wirtschaftlicher auf andere Weise 
erreichen läßt". 

Der Bundesminister der Finanzen wird baldmöglichst dem Bundeskabi- 
nett über das Ergebnis der Überprüfung berichten und Entscheidungen zu 
neuen Vorhaben der Verringerung von Bundesbeteiligungen beantragen. 
Die Bundesregierung wird dann auch über die Bundesbeteiligung bei der 
Heimbetriebsgesellschaft mbH, Bonn, entscheiden. 


Geschäftsbereich des Bundesministers für Famiiie und Senioren 


42. Abgeordneter Welche Träger wurden oder werden in den neuen 

GerhartR. Bundesländern mit der Schwangerschaftsbera- 

Baum tung beauftragt? 

(FDP) 

Antwort der Parlamentarischen Staatssekretärin Roswitha Verhülsdohk 
vom 2. Mai 1991 

Mit der Schwangerschaftsberatung gemäß Artikel 31 Abs. 4 Einigungs- 
vertrag wurden bzw. werden alle Träger beauftragt, die die Voraussetzun- 
gen der „Richtlinien für die Förderung von Schwangerschaftsberatungs- 
stellen" erfüllen. Hierbei handelt es sich insbesondere um Einrichtungen 
der Spitzenverbände der freien Wohlfahrtspflege, deren Fachverbände 
und deren Mitgliedsorganisationen sowie um kommunale Träger. 


43. Abgeordneter Ist ein pluralistisches Angebot so gewährleistet, 

GerhartR. daß die Frauen in jeder Region nach ihrer Wahl 

Baum beraten werden können? 

(FDP) 

Antwort der Parlamentarischen Staatssekretärin Roswitha Verhülsdonk 
vom 2. Mai 1991 

Mit den neuen Bundesländern, die grundsätzlich für die Förderung der 
Schwangerschaftsberatungsstellen zuständig sind, ist vereinbart, daß für 
je 40000 Einwohner eine Beratungsfachkraft gefördert wird. Bei der 
Förderung der Beratungsstellen wird darauf geachtet, daß ein flächen- 
deckendes Netz verschiedener Träger entsteht, um dem Wahlrecht der 
Schwangeren entsprechen zu können. Derzeit liegen noch nicht für alle 
Regionen Anträge vor, während in anderen der Bedarf auf Grund des ver- 
einbarten Schlüssels gedeckt ist. 
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Darüber hinaus sind alle Antragsteller, deren Anträge noch nicht entschei- 
dungsreif sind, angeschrieben, die fehlenden Unterlagen einzureichen. 

Im nächsten Schritt ist mit den Spitzenverbänden der freien Wohlfahrts- 
pflege zu klären, wer in der Lage ist, in den noch nicht versorgten Regio- 
nen Beratungsstellen einzurichten. 


44. Abgeordnete 

Dr. Rose 
Götte 

(SPD) 


Teilt die Bundesregierung die Auffassung, daß 
die Leistungen der gesetzlichen Krankenver- 
sicherung bei Pflegebedürftigkeit gemäß §§55 
bis 57 SGB V entsprechend dem Wortlaut des § 55 
Abs. 1 Satz 1 SGB V als Ergänzung von Pflege und 
Versorgung schwerpflegebedürftiger Versicher- 
ter in ihrem Haushalt und somit nicht als demsel- 
ben Zweck wie das Pflegegeld gemäß § 69 BSHG 
dienende Leistung zu betrachten sind, das nach 
der Entscheidung des Bundesverwaltungs- 
gerichts von 1968 (Bundesverwaltungsgericht 
Band 29, S. 108) „nicht unmittelbar zur Abdek- 
kung des Pflegebedarfs bestimmt (ist), sondern in 
erster Linie zur Erhaltung der Pflegebereitschaft" 
der pflegenden Angehörigen dient, und daß des- 
halb die vielfach zu beobachtende Anrech- 
nungspraxis der Sozialhilfeträger nicht als in 
Übereinstimmung mit der Rechtsprechung des 
Bundesverwaltungsgerichts zu betrachten ist? 


45. Abgeordnete 

Dr. Rose 
Götte 

(SPD) 


Ist die Bundesregierung, wenn sie die zuvor 
beschriebene Auffassung teilt, dazu bereit, die 
Sozialhilfeträger in geeigneter Form auf ihre der 
Rechtsprechung des Bundesverwaltungsgerichts 
widersprechende Praxis hinzuweisen und auf die 
Länder mit dem Ziel einzuwirken, bundesweit 
eine einheitliche, rechtsprechungskonforme 
Anrechnungspraxis der Sozialhilfeträger zu 
erreichen? 


Antwort der Parlamentarischen Staatssekretärin Roswitha Verhülsdonk 
vom 8. Mai 1991 

Die Bundesregierung teilt die Auffassung in Frage 44 nicht. 

Nach dem geltenden Recht ist für die Frage der Anrechnung der Leistun- 
gen der gesetzlichen Krankenversicherung bei den auf Grund von §§55 
und 56 SGB V gewährten Sachleistungen § 69 Abs. 5 Satz 2 BSHG, bei den 
auf Grund von § 57 SGB V gewährten Geldleistungen § 69 Abs. 3 Satz 3 
BSHG maßgebend. Zusammen mit der Einführung dieser Leistungen der 
gesetzlichen Krankenversicherung durch das Gesundheits-Reformgesetz 
ist die Regelung in § 69 Abs. 5 Satz 2 BSHG um die Möglichkeit erweitert 
worden, das sozialhilferechtliche Pflegegeld um bis zu 50 v. H. zu kürzen, 
wenn „gleichartige Leistungen nach anderen Rechtsvorschriften" 
gewährt werden. Was die Geldleistung nach § 57 SGB V angeht, so ist in 
der Begründung zum Gesundheits-Reformgesetz darauf hingewiesen 
worden, daß bei ihrer Zahlung § 69 Abs. 3 Satz 3 BSHG gilt, der bestimmt, 
daß das sozialhilferechtliche Pflegegeld nicht gewährt wird, soweit der 
Pflegebedürftige gleichartige Leistungen nach anderen Rechtsvorschrif- 
ten erhält. 

Das von Ihnen zitierte Urteil des Bundesverwaltungsgerichts vom 31. Ja- 
nuar 1968 steht dazu nicht im Widerspruch. Das Bundesverwaltungs- 
gericht hat, veranlaßt durch einen Fall der häuslichen Pflege auf Grund 
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einer vertraglichen Verpflichtung der Tochter des Pflegebedürftigen, 
hervorgehoben, daß in einem solchen Fall der im Sozialhilferecht geltende 
Nachranggrundsatz mit der Gewährung von Pflegegeld trotz bestehender 
vertraglicher Verpflichtung nicht durchbrochen werde, da dieses in erster 
Linie zur Erhaltung der Pflegebereitschaft bestimmt sei. Es wäre aber 
unzutreffend, diese Zweckbestimmung, die vom Bundesverwaltungs- 
gericht im Hinblick auf die Erfüllung bestehender vertraglicher Verpflich- 
tungen oder gesetzlicher Unterhaltsansprüche herausgestellt worden ist, 
auch als ausschlaggebend für das Verhältnis staatlicher Sozialleistungen 
anzusehen. Dies stände im ausdrücklichen Widerspruch zu der Begrün- 
dung des Urteils, in der es heißt: „ Schließlich ist auch zu beachten, daß § 69 
Abs. 3 letzter Satz BSHG (Anm.: jetzt § 69 Abs. 3 Satz 3 BSHG) lediglich 
einen auch sonst anerkannten Grundsatz wiedergibt. Es handelt sich um 
den Grundsatz, daß staatliche Sozialleistungen für einen bestimmten 
Zweck regelmäßig nicht zusammenhanglos nebeneinanderstehen, 
sondern aufeinander bezogen sind." Es wäre zudem unrichtig, in der 
Erhaltung der Pflegebereitschaft die alleinige Zweckbestimmung des 
BSHG-Pflegegeldes zu sehen. Es soll vielmehr dem Schwerpflegebedürf- 
tigen die Möglichkeit geben, seine vielfältigen Aufwendungen (vgl. § 69 
Abs. 2 Satz 2 BSHG) ohne Einzelnachweis finanziell abzudecken. Auch 
die Leistungen für Krankenversicherte nach §§55 bis 57 SGB V dienen im 
übrigen der Vermeidung von stationärer Pflege und der Förderung der 
Pflegebereitschaft im häuslichen Bereich (s. § 55 Abs. 1 Satz 2 SGB V). 

Zur Beseitigung der aus der geltenden Rechtslage resultierenden Unzu- 
träglichkeiten, insbesondere der unbefriedigenden uneinheitlichen 
Anrechnungspraxis der Sozialämter habe ich auf der Grundlage der Ziel- 
richtung der gesetzlichen Leistungen für die häusliche Pflege nach §§55 
bis 57 SGB V und § 69 BSHG den obersten Landessozialbehörden einen 
Änderungsvorschlag zu § 69 BSHG zur Stellungnahme übersandt, der die 
Nichtanrechnung der Hälfte der Geldleistung nach § 57 SGB V auf das 
sozialhilferechtliche Pflegegeld vorsieht. 


46. Abgeordneter 

Herbert 

Werner 

(Ulm) 

(CDU/CSU) 


Teilt die Bundesregierung die Auffassung, daß es 
in den neuen Bundesländern nicht nur unter 
finanzpolitischen Gesichtspunkten problema- 
tisch ist, wenn arbeitslose Mütter und Väter von 
Kleinkindern zwecks Sicherung des Anspruchs 
auf Arbeitslosengeld an einem Krippenplatz für 
das Kind festhalten müssen, um der Anforderung 
der Verfügbarkeit für die Arbeitsvermittlung 
gerecht zu werden - auch wenn derzeit eine reali- 
stische Chance auf einen neuen Arbeitsplatz, 
insbesondere für Frauen, häufig nicht besteht? 


Antwort der Parlamentarischen Staatssekretärin Roswitha Verhülsdonk 
vom 8. Mai 1991 

Den Tageseinrichtungen für Kinder kam in der ehemaligen DDR eine 
hohe Bedeutung zu. Der Bund hat sich deshalb für eine Übergangszeit an 
den Kosten der Einrichtungen beteiligt, um ihre Weiterführung zu 
gewährleisten. 

Eine langfristige Prognose über den wirklichen Bedarf an zukünftig benö- 
tigten Plätzen in Krippen oder Kindergärten ist momentan nur schwer 
möglich. Der Bedarf an Krippenplätzen dürfte wohl deutlich zurückgehen, 
wenn in den neuen Bundesländern Erziehungsgeld/Erziehungsurlaub in 
Anspruch genommen wird. Inwieweit Krippenplätze durch arbeitslose 
Mütter und Väter von Kleinkindern gebunden werden, um der Anforde- 
rung der Verfügbarkeit für die Arbeitsvermittlung gerecht zu werden, läßt 
sich schwer abschätzen. 
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Anspruch auf Arbeitslosengeld hat nur, wer der Arbeitsvermittlung 
„aktuell" zur Verfügung steht, d. h. der durch nichts gehindert ist, seine 
Erwerbstätigkeit wieder aufzunehmen. Die Anforderung der Verfügbar- 
keit für die Arbeitsvermittlung kann sowohl durch eine Kinderbetreuungs- 
einrichtung wie z. B. durch eine Großmutter erfüllt sein. Es muß gewähr- 
leistet werden, daß eine Arbeitsaufnahme nicht wegen fehlender Betreu- 
ungsmöglichkeiten für das betroffene Kind scheitert. 

Die Arbeitsämter gehen - entsprechend den hierzu ergangenen Weisun- 
gen des Präsidenten der Bundesanstalt für Arbeit - regelmäßig davon aus, 
daß Eltern für die Betreuung ihrer Kinder Sorge getragen haben. Nur 
soweit auf Grund besonderer Umstände im Einzelfall Zweifel bestehen, 
sind die Arbeitsämter gehalten und gesetzlich verpflichtet, das Vorliegen 
der Voraussetzungen eines Anspruchs auf Arbeitslosengeld insoweit zu 
überprüfen. 

Das Ziel der Wiedereinghederung des Arbeitslosen in den Arbeitsmarkt ist 
für Männer wie für Frauen ein berechtigtes Anliegen. Wir wollen es 
Arbeitslosen mit Kindern nicht vorschreiben, ob sie ihre Kinder in der Zeit 
der Arbeitslosigkeit selbst betreuen oder die Unterbringung in einer 
Betreuungseinrichtung anstreben, um wieder einer Erwerbstätigkeit 
nachgehen zu können. Die Bundesregierung trägt zum Beispiel mit dem 
Erziehungsgeld und dem Erziehungsurlaub dazu bei, es Müttern und 
Vätern von Kleinkindern zu erleichtern, die Erwerbstätigkeit zugunsten 
der Erziehung ihres Kindes vorübergehend zu unterbrechen. 

Teilt die Bundesregierung die Auffassung, daß 
insbesondere in den neuen Bundesländern ein 
Angebot von Erziehungsgeld für einen möghchst 
langen Zeitraum der Kleinkindphase die Wahl- 
freiheit bei den Dispositionen von Eltern 
bezüglich der Rollenentscheidungen im Bezugs- 
feld Beruf -Familie-Kind erweitern würde, dar- 
über hinaus aber auch zum Abbau der aus der 
Zeit der SED-Herrschaft überkommenen kollek- 
tivistischen Prägung der Kindererziehung beitra- 
gen könnte? 

Antwort der Parlamentarischen Staatssekretärin Roswitha Verhülsdonk 
vom 8. Mai 1991 


47. Abgeordneter 

Herbert 

Werner 

(Ulm) 

(CDU/CSU) 


Die Bundesregierung teilt diese Auffassung. Deshalb beabsichtigt sie, das 
Erziehungsgeld für die ab 1. Januar 1993 geborenen Kinder um ein halbes 
Jahr bis zum Ende des zweiten Lebensjahres zu verlängern. 


48. Abgeordneter 

Herbert 

Werner 

(Ulm) 

(CDU/CSU) 


Sieht die Bundesregierung Möglichkeiten, im 
Rahmen der zahlreichen den neuen Bundes- 
ländern zur Verfügung gestellten Finanzhilfen 
die Einführung eines Landeserziehungsgeldes 
auf dem Weg der Umschichtung von Finanzmit- 
teln, die heute für Unterstützung bei Arbeitslosig- 
keit und für die Betreuung von Kleinkindern in 
Kinderkrippen aufgewendet werden, zu fördern, 
nachdem diese Bundesländer aus eigener Kraft 
z. Z.kaum ein Landeserziehungsgeld finanzieren 
können? 


Antwort der Parlamentarischen Staatssekretärin Roswitha Verhülsdonk 
vom 8. Mai 1991 

Die Finanzierung von Landeserziehungsgeld obliegt allein den Bundes- 
ländern. Das gilt auch für die neuen Bundesländer. Eine Finanzierung aus 
dem Bundeshaushalt - auch als sogenannte Finanzhilfe - ist nicht mög- 
lich. 
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Geschäftsbereich des Bundesministers für Gesundheit 


49. Abgeordneter 

Claus 

Jäger 

(CDU/CSU) 


Teilt die Bundesregierung die Auffassung, daß 
schon bei nicht auszuschließender Möglichkeit, 
daß ungeborene Kinder bereits in einem frühen 
Entwicklungsstadium Schmerz empfinden, die in 
Artikel 1 des Grundgesetzes verankerte Men- 
schenwürde gebietet, daß die Betäubung solcher 
Kinder vor ihrer Tötung durch eine Abtreibung 
zwingend vorgeschrieben werden muß? 


Antwort der Parlamentarischen Staatssekretärin 
Dr. Sabine Bergmann-Pohl 
vorn?. Mai 1991 


Schmerzvermeidung muß nicht im einzelnen vorgeschrieben werden, 
sondern gehört dem Stand der Wissenschaft folgend zum ärztlichen Ethos. 


50. Abgeordneter 

Dr. Egon 
Jüttner 

(CDU/CSU) 


Liegen der Bundesregierung Erkenntnisse über 
Ausmaß und Auswirkungen der Spielsucht an 
Geldspielautomaten vor, und welche Gegenmaß- 
nahmen ergreift die Bundesregierung? 


Antwort der Parlamentarischen Staatssekretärin 
Dr. Sabine Bergmann-Pohl 
vom 30. April 1991 

Das Institut für Therapieforschung, München hat, in Repräsentativerhe- 
bungen bei insgesamt 13000 wahlberechtigten Bundesbürgern (vor dem 
3. Oktober 1990) das Spielverhalten erfragt. 

Auf dieser Grundlage wurde für die Gesamtbevölkerung der Bundesrepu- 
blik Deutschland eine Gruppe von etwa 32000 „Vielspielern" (diese Per- 
sonen spielen fünf oder mehr Stunden pro Woche) ermittelt. Nicht alle 
diese Vielspieler sind automatisch mit pathologischen Spielern gleichzu- 
setzen. Etwa 26% dieser Vielspieler - das sind 8000 Personen - zeigen 
deutliche subjektive Belastungen im Zusammenhang mit dem Spielen, die 
auch Krankheitswert haben können. Weitere epidemiologische Unter- 
suchungen liegen noch nicht vor. 

Aus einer repräsentativen Stichprobe von ambulanten Einrichtungen für 
Suchtkranke (EBIS-Dokumentationssystem) geht hervor, daß in den letz- 
ten beiden Jahren etwa je 3000 Personen mit Spielproblemen die 
Beratung aufsuchten, zwei Drittel von ihnen mit behandlungsbedürftigen 
Problemen. 

Am 20. April 1989 hat der Deutsche Bundestag (Plenarprotokoll 11/137), 
einer Beschlußempfehlung des Ausschusses für Raumordnung, Bauwesen 
und Städtebau folgend (Drucksache 11/4244), den Antrag der Fraktionen 
der CDU/CSU und FDP (Drucksache 11/3999) mit einigen Ergänzungen 
angenommen. Darin wird die Bundesregierung zur Umsetzung von 
Maßnahmen im Baunutzungsrecht, Steuerrecht, Gewerberecht sowie zur 
Erforschung des Problems und zur Entwicklung von Hilfsangeboten auf- 
gefordert. 

Viele dieser Maßnahmen sind bereits durchgeführt. Es sei hier auf die 
Änderung der Baunutzungsverordnung vom 23. Januar 1990 (BGBl. I 
S. 2392) verwiesen. Auch die Selbstbeschränkungsvereinbarung der 
Automatenwirtschaft, über die die Bundesregierung entsprechend dem 
Beschluß des Deutschen Bundestages mit der Automatenwirtschaft 
verhandeln sollte, ist inzwischen wirksam. Die Bundesregierung hat den 
Deutschen Bundestag am 15. Januar 1990 (Drucksache 11/6224) darüber 
unterrichtet. 
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Zur Erforschung des pathologischen Glücksspiels wurde vom damaligen 
Bundesminister für Jugend, Familie, Frauen und Gesundheit eine Studie 
über „Glücksspieler in Selbsthilfegruppen" an die Universität Bremen 
vergeben, die inzwischen abgeschlossen und veröffentlicht wurde. Auf 
Grund dieser Studie wurde eine Arbeitsgruppe bei der Deutschen Haupt- 
stelle gegen die Suchtgefahren, Hamm, mit Vertretern aus der Forschung, 
der Suchtkrankenhilfe, der Automatenwirtschaft und des BMG gegrün- 
det, um weitere Vorschläge zur Prävention und Therapie des problemati- 
schen Glückspiels zu entwickeln. Diese Arbeitsgruppe wird im Früh- 
sommer erneut Zusammenkommen. 


51. Abgeordnete 

Gudrun 

Schaich-Walch 

(SPD) 


Bestehen Pläne, das DDR-Krebsregister (Institu- 
tion der Akademie der Wissenschaften) weiter- 
zuführen, und wie soll für diesen Fall die Finan- 
zierung gewährleistet werden? 


Antwort der Parlamentarischen Staatssekretärin 
Dr. Sabine Bergmann-Pohl 
vom 30. April 1991 


Die Bundesregierung wird sich darum bemühen, daß das ehemals natio- 
nale Krebsregister der DDR weitergeführt werden kann. Bevor sich die 
Bundesregierung mit den neuen Bundesländern und Berlin, aus deren 
Gebiet die im Register gesammelten Daten stammen, wegen der Finanzie- 
rung ab dem 1. Januar 1992 in Verbindung setzen kann, muß das Votum 
des Wissenschaftsrates vorliegen. Dieser hat, wie im Einigungsvertrag 
vorgesehen, das Register im Februar 1991 im Rahmen der Begutachtung 
der Institute der ehemaligen Akademie der Wissenschaften in Berlin-Buch 
besucht und wird seine Stellungnahme voraussichtlich im Juli bekannt- 
geben. Zudem ist für die Weiterführung des Registers die Beachtung der in 
der Bundesrepublik Deutschland geltenden datenschutzrechtlichen 
Bestimmungen erforderlich. Das Bundesministerium für Gesundheit hat 
daher die betroffenen Länder darüber unterrichtet, wie zu verfahren ist. 


52. Abgeordnete 

Gudrun 

Schaich-Walch 

(SPD) 


Wird die Auswertung der im Krebsregister erfaß- 
ten Daten angestrebt, und wenn ja, welche 
gesetzliche Grundlage soll dafür geschaffen 
werden? 


Antwort der Parlamentarischen Staatssekretärin 
Dr. Sabine Bergmann-Pohl 
vom 30. April 1991 


Die Auswertbarkeit der im Krebsregister der ehemaligen DDR erfaßten 
Daten wird angestrebt. Hierfür erarbeitet das Bundesministerium für 
Gesundheit derzeit ein Gesetz zur Sicherung der gesammelten Daten. 
Dieses Gesetz soll einerseits datenschutzrechtliche Erfordernisse beinhal- 
ten, andererseits die Nutzbarkeit der anonymisierten Angaben insbeson- 
dere für gesundheits- oder umweltpolitisch relevante Auswertungen ge- 
währleisten. 


Geschäftsbereich des Bundesministers für Verkehr 


53. Abgeordneter 

Dr. Walter Franz 
Altherr 

(CDU/CSU) 


Sieht die Bundesregierung eine Möglichkeit, den 
Abbau von Gleisanlagen im Bereich der Orts- 
gemeinde 6797 Schönenberg-Kübelberg zu ver- 
hindern und damit dem Willen des dortigen Bür- 
germeisters der Verbandsgemeinde und vieler 
betroffenen Bürgerinnen und Bürger zu entspre- 
chen? 
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Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Dr. Dieter Schulte 
vom 8. Mai 1991 

Die Gemeinde Schönenberg-Kübelberg liegt an der ehemaligen Strecke 
Homburg (Saar) — Glan-Münchweiler. Der Reise- und Güterzugbetrieb 
wurde von der Deutschen Bundesbahn auf dieser Strecke nach Abschluß 
des vorgeschriebenen Verfahrens nach Bundesbahngesetz mit Zustim- 
mung der obersten Landesverkehrsbehörde von Rheinland-Pfalz zum 
1. Juli 1989 eingestellt. 

Über die wirtschaftliche Verwertung der nach der Einstellung des 
Gesamtbetriebes entbehrlich gewordenen Bahnanlagen und Gelände- 
flächen entscheidet allein der Vorstand der Deutschen Bundesbahn. Die 
Gemeinde ist an der Übernahme der Bahnanlagen als Privatgleisanschluß 
nicht interessiert. Auch eine Wiederaufnahme des Schienenverkehrs 
schließt die Deutsche Bundesbahn im Hinblick auf das zu erwartende Ver- 
kehrsaufkommen aus. Die Deutsche Bundesbahn hat daher jetzt einen 
Unternehmer mit dem Rückbau und der Entsorgung der Gleisanlagen auf 
der Strecke Waldmohr — Schönenberg-Kübelberg beauftragt. 


54. Abgeordnete 

Ilse 

Falk 

(CDU/CSU) 


Kann die Bundesregierung Auskunft geben, wie 
viele Arbeitsplätze im grenzüberschreitenden 
Speditionsgewerbe vor dem Hintergrund der 
Vollendung des Europäischen Binnenmarktes in 
der Grenzregion zwischen der Bundesrepublik 
Deutschland und den Niederlanden am Nieder- 
rhein gefährdet sind, und sieht die Bundesregie- 
rung Möglichkeiten, den vom Arbeitsplatzverlust 
Bedrohten besondere Hilfen in Form von Vor- 
ruhestandsregelungen und Umschulungsmaß- 
nahmen zukommen zu lassen? 


Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Wolfgang Gröbl 
vom3. Mai 1991 


Nach einer Schätzung des Bundesverbandes Spedition und Lagerei e. V. 
(BLS) sind in der Bundesrepublik Deutschland insgesamt rd. 16000 
Beschäftigte in ca. 1 900 Betrieben des Speditionsgewerbes mit der Abfer- 
tigung von Waren aus der EG befaßt. Angaben über die Aufteilung dieser 
Beschäftigtenzahl auf die einzelnen Grenzregionen liegen nicht vor; auch 
ist nicht bekannt, wie viele dieser Beschäftigten zugleich Verkehrsauf- 
kommen im Drittlandverkehr abfertigen. Die Anzahl der in Speditionen 
ausschließlich mit EG-Binnenverkehr befaßten und somit von der Ver- 
wirklichung des Binnenmarktes betroffenen Beschäftigten ist entspre- 
chend dem Warenverkehr aber deutlich niedriger anzusetzen. 

Diesem Personenkreis stehen - wie anderen Arbeitnehmern auch - alle 
arbeitsmarktpolitischen Hilfen nach dem Arbeitsförderungsgesetz (AFG) 
zur Verfügung, z. B. die Beratungs- und Vermittlungsdienste der Arbeits- 
ämter, die Teilnahme an Fortbildungs- und Umschulungsmaßnahmen, 
Arbeitsbeschaffungsmaßnahmen oder auch die vorzeitige Altersrente. 
Mit diesen Fördermöglichkeiten und Hilfen sollen für die im grenzüber- 
schreitenden Speditionsgewerbe betroffenen Personen die Folgen des 
entstehenden Binnenmarktes beschäftigungspolitisch aufgefangen bzw. 
sozialpolitisch abgefedert werden. 


55. Abgeordneter 

Claus 

Jäger 

(CDU/CSU) 


Wie viele Fälle von mutwilligen Zerstörungen an 
und in Einrichtungen und Fahrzeugen der Deut- 
schen Bundesbahn sind nach den Erkenntnissen 
der Bundesregierung im Jahre 1990 bekannt- 
geworden, und in wie vielen dieser Fälle hat die 
Deutsche Bundesbahn von den Schädigern, 
soweit diese ermittelt werden konnten, Scha- 
denersatz gefordert bzw. eingeklagt? 
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Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Wolfgang Gröbl 
vom 3. Mai 1991 

Bei der Deutschen Bundesbahn werden Sachbeschädigungsdelikte und 
ihre straf- und zivilrechtliche Verfolgung nicht zentral erfaßt. Die Deut- 
sche Bundesbahn schätzt jedoch die Zahl der Sachbeschädigungen im 
Sinne der §§ 303, 304 des Strafgesetzbuches im Jahr 1990 auf ca. 30000; 
dabei sind auch Fälle außerhalb von Bahnanlagen berücksichtigt, wenn 
sie der Bahnpolizei angezeigt wurden. 


56. Abgeordneter 

Horst 

Kubatschka 

(SPD) 


Ist die Bundesregierung bereit, nach positivem 
Abschluß des Planfeststellungsverfahrens im 
Laufe des Jahres 1991 für das Vorhaben „Neubau 
der Donaubrücke Neustadt im Zuge der B 299" 
diese Maßnahme als dringliche Ausbaumaß- 
nahme (Vordringlicher Bedarf) anzuerkennen, 
und stellt die Bundesregierung die nötigen 
Finanzmittel in der mittelfristigen Finanzplanung 
bereit? 


57. Abgeordneter 

Horst 

Kubatschka 

(SPD) 


Ist die Bundesregierung bereit, im Laufe des 
Jahres 1991 diese dringliche Maßnahme anzu- 
finanzieren, und bis zu welchem Zeitpunkt kann 
die Baumaßnahme abgeschlossen sein? 


Antwort des Staatssekretärs Dr. Wilhelm Knittel 
vom 2. Mai 1991 

Der Bundesminister für Verkehr hält in Übereinstimmung mit dem 
Freistaat Bayern den Neubau der Donaubrücke zur Verbesserung der 
Verkehrsverhältnisse im Zuge der B 299 für dringlich. Der Ausbau der 
B299 nördlich Neustadt an der Donau mit Kosten von 27,4 Mio. DM, davon 
rd. 15 Mio. DM für die neue Donaubrücke, ist bereits im Entwurf zum Stra- 
ßenbauplan 1991 enthalten. Zur Zeit werden bereits die Ausschreibung 
und Vergabe der Donaubrücke vorbereitet, damit nach Erlaß des Planfest- 
stellungsbeschlusses, der im Sommer 1991 erwartet wird, der Auftrag für 
das Brückenbauwerk vergeben werden kann. Die Bauzeit beträgt 
zwischen zwei und drei Jahren. 


58. Abgeordneter 

Horst 

Kubatschka 

(SPD) 


Ist die Bundesregierung bereit, nach positivem 
Abschluß des Planfeststellungsyerfahrens im 
Laufe des Jahres 1991 die geplante Ortsum- 
gehung Vilsbiburg im Zuge der B 15 neu als 
dringliche Ausbaumaßnahme (Vordringlicher 
Bedarf) anzuerkennen, und stellt die Bundes- 
regierung die nötigen Finanzmittel in der mittel- 
fristigen Finanzplanung bereit? 


59. Abgeordneter 

Horst 

Kubatschka 

(SPD) 


Ist die Bundesregierung bereit, im Laufe des 
Jahres 1991 diese dringliche Maßnahme anzu- 
finanzieren, und bis zu welchem Zeitpunkt kann 
mit dem Abschluß der Baumaßnahme gerechnet 
werden? 
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Antwort des Staatssekretärs Dr. Wilhelm Knittel 
vom 2. Mai 1991 

Der Teilabschnitt der B 15 neu zwischen Geisenhausen und Haarbach, der 
die Umfahrung von Vilsbiburg ermöglicht, ist mit der 1. Fahrbahn im „Vor- 
dringlichen Bedarf" des Bedarfsplanes für die Bundesfernstraßen enthal- 
ten. Der Bundesminister für Verkehr unterstützt zur Entlastung der Orts- 
durchfahrt Vilsbiburg vom Durchgangsverkehr einen baldmöglichen 
Baubeginn dieses Teilabschnittes der B 15 neu und ist bemüht, die für 
einen zügigen Baufortschritt erforderlichen Finanzmittel bereitszustellen. 
In den Bundeshaushalt 1991 wird ein Anlaufbetrag von 100000 DM einge- 
stellt. Die Bauzeit für diese Straßenbaumaßnahme wird mit zwei bis drei 
Jahren veranschlagt. 


60. Abgeordneter 

Robert 

Leidinger 

(SPD) 


Ist der Bundesregierung bekannt, daß trotz eige- 
ner Personalprobleme die Bundesbahndirektion 
Nürnberg ständig Personalhilfeaktionen für die 
Bundesbahndirektion München über den Zeit- 
raum von Monaten zu leisten hat, und welche 
Maßnahmen ergreift die Bundesregierung, um 
diese für Mitarbeiter unvertretbaren Personal- 
abstellungen jetzt und in Zukunft zu verhindern? 


Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Dr. Dieter Schulte 
vom 8. Mai 1991 


Während nach Auskunft der Deutschen Bundesbahn die Personalsituation 
in der Bundesbahndirektion Nürnberg zum Jahresende 1991 nach gegen- 
wärtigem Kenntnisstand hinreichend ausgeglichen sein wird, ist sie im 
Bezirk der Bundesbahndirektion München äußerst angespannt, da es der 
Deutschen Bundesbahn erhebliche Schwierigkeiten bereitet, Einstellun- 
gen für Beschäftigungen im Ballungsraum München Bedarfs- und zeit- 
gerecht zu realisieren. Um spürbare Auswirkungen auf die Betriebsab- 
wicklung zu vermeiden, war eine personelle Unterstützung der Bundes- 
bahndirektion München unumgänglich. Nach Mitteilung der Deutschen 
Bundesbahn sind gegenwärtig neun Mitarbeiter der Bundesbahndirek- 
tion Nürnberg mit ihrem Einverständnis für die Dauer von drei Monaten 
im Bezirk der Bundesbahndirektion München tätig. 

Die Deutsche Bundesbahn hat zudem zur Behebung dieser Engpaßsitua- 
tion inzwischen von der Deutschen Reichsbahn (DR) 255 Mitarbeiter auf 
der Basis der Freiwilligkeit für einen Einsatz im Bezirk der Bundesbahn- 
direktion München gewonnen. Weitere 126 DR-Mitarbeiter werden im 
Monat Juni die Arbeit im Bezirk der Bundesbahndirektion München auf- 
nehmen. 

61. Abgeordneter 

Ernst 

Schwanhold 

(SPD) 


62. Abgeordneter 

Ernst 

Schwanhold 

(SPD) 


Beabsichtigt die Bundesregierung für den 
Abschnitt der Bundesautobahn A 1 zwischen, 
dem Autobahnkreuz Lotte/Osnabrück und der 
Autobahnabfahrt Osnabrück-Hafen eine Ge- 
schwindigkeitsbegrenzung und Lärmschutz- 
maßnahmen vorzusehen, da auf dieser Strecke 
das durchschnittliche Verkehrsaufkommen 
50000 Fahrzeuge pro Tag beträgt und in unmit- 
telbarer Nachbarschaft zu dieser Autobahn 
ca. 1000 Familien auf Osnabrücker Seite im 
Stadtteil Acker leben? 

Wann muß mit dem dreispurigen Ausbau der A 1 
vom Autobahnkreuz Lotte/Osnabrück in nörd- 
licher Richtung gerechnet werden, und welche 
planerischen Maßnahmen hierzu sind zwischen- 
zeitlich eingeleitet worden? 
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Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Dr. Dieter Schulte 
vom 8. Mai 1991 

Die Entscheidung über eine Geschwindigkeitsbeschränkung auf der A 1 
westlich Osnabrück treffen die Straßenverkehrsbehörden des Landes 
Niedersachsen in eigener Zuständigkeit. 

Lärmschutzmaßnahmen sind im Rahmen des sechsstreifigen Ausbaus der 
A 1 zwischen Alhorner Heide und Osnabrück vorgesehen, dessen Dring- 
lichkeit derzeit bei der laufenden Bedarfsplanfortschreibung überprüft 
wird. Die niedersächsische Straßenbauverwaltung hat die Planungsarbei- 
ten hierfür bereits aufgenommen. 

Die Bundesregierung wird Ende 1991/Anfang 1992 einen Entwurf für den 
neuen Bedarfsplan vorlegen. Die endgültige Entscheidung trifft dann der 
Deutsche Bundestag. 


Geschäftsbereich des Bundesministers für Umwelt, 
Naturschutz und Reaktorsicherheit 


63. Abgeordneter 

Dr.-Ing. Rainer 
Jork 

(CDU/CSU) 


Sieht die Bundesregierung die Möglichkeit, über 
eine gesetzliche Regelung die Altstofferfas- 
sung/Sekundärrohstof f er fassung so zu beeinflus- 
sen, daß eine deutliche Materialtrennung und 
Zuheferung an einschlägige verarbeitende 
Betriebe erfolgt? 


Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Bernd Schmidbauer 
vom 26. April 1991 

Die Bundesregierung beabsichtigt in dieser Legislaturperiode - wie in der 
Koalitionsvereinbarung festgelegt durch eine Reihe von Maßnahmen im 
Bereich der Abfallwirtschaft die Verantwortung von Herstellern und Ver- 
treibern für die von ihnen erzeugten bzw. in Verkehr gebrachten Produkte 
durch Rücknahme- und Verwertungspflichten festzuschreiben. 

Hierdurch wird die Wirtschaft einmal dazu veranlaßt, in eigener Regie ver- 
stärkt abfallvermeidende Maßnahmen zu ergreifen, zum anderen wird sie 
zur vorrangig stofflichen Verwertung der gebrauchten Produkte verpflich- 
tet werden. Eine Verpflichtung zur stofflichen Verwertung führt unmittel- 
bar auch zu einer Verbesserung der Altstofferfassung, damit durch eine 
deutliche Materialtrennung der Erfolg der stofflichen Verwertung 
gewährleistet werden kann. 

LFm marktwirtschaftliche Lösungsmöglichkeiten nicht unnötig einzu- 
schränken, beabsichtigt die Bundesregierung, grundsätzlich das Ziel - die 
Vermeidung von Abfällen und die stoffliche Verwertung in nachprüfbarer 
quantitativer Form -, nicht aber bestimmte technische Regelungen für den 
hierzu einzuschlagenden Weg vorzugeben. Ein Beispiel hierfür ist die am 
14. November 1990 vom Bundeskabinett verabschiedete Verordnung 
über die Vermeidung von Verpackungsabfällen, der der Bundesrat am 
19. April 1991 mit wenigen Änderungen zugestimmt hat. 

Vor allem bei schadstoffhaltigen Produkten wird darüber hinaus eine 
getrennte Erfassung vorzuschreiben sein, z. B, um eine eventuelle Gefähr- 
dung anders erfaßter Abfälle und Wertstoffe zu minimieren und um auch 
derartige schadstoffhaltige Produkte einer optimalen Verwertung Und/ 
oder Entsorgung zuführen zu können. Soweit für derartige Altprodukte 
eine Pfandregelung erforderlich wird, scheidet eine gemeinsame Erfas- 
sung etwa über Containersammelsysteme ohnehin aus. 
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64. Abgeordneter 

Harald B. 

Schäfer 

(Offenburg) 

(SPD) 


Beabsichtigt die Bundesregierung, die von 
Greenpeace erzeugte Zeitschrift „Plagiat" als 
Anlaß zu nehmen, um in der in Vorbereitung 
befindlichen Verordnung zu Druckerzeugnissen 
von der Ermächtigung in § 14 Abs. 2 Nr. 2 Abfall- 
gesetz Gebrauch zu machen und den Einsatz von 
chlorgebleichtem Papier zu verbieten oder zu- 
mindest einzuschränken? 


Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Bernd Schmidbauer 
vom 6. Mai 1991 


Bereits der Entwurf von Zielfestlegungen der Bundesregierung zur Ver- 
meidung, Verringerung oder Verwertung von Abfällen aus Papier fordert, 
auf den Einsatz chlorgebleichter Faserstoffe dem Stand der Technik ent- 
sprechend zu verzichten. 

Dieser Gesichtspunkt wird auch Eingang finden in die entsprechende 
Verordnung über die Vermeidung und Verwertung von Abfällen. 


Geschäftsbereich des Bundesministers für Post 
und Teiekommunikation 


v. 


65. Abgeordneter 

Michael 

Jung 

(Limburg) 

(CDU/CSU) 


Ist der Bundesregierung bekannt, daß die Klagen 
über die lange Beförderungsdauer von posta- 
lischen Sendungen ständig zunehmen, und was 
gedenkt sie dagegen zu tun? 


Antwort des Bundesministers Dr. Christian Schwarz-Schilling 
vom 6. Mai 1991 


Die Situation hinsichtlich der längeren Beförderungsdauer im Postdienst 
ist der Bundesregierung bekannt. 

Nach der Vereinigung der beiden Teile Deutschlands führt die starke 
Zunahme des Sendungsaufkommens in den beiden Verkehrsgebieten 
zeitweilig zu Bearbeitungsrückständen, die nicht immer sofort abgearbei- 
tet werden können. 

Erschwert wurde diese Situation u. a. auch dürch das sogenannte remailing, 
d. h. durch Auflieferung von Postsendungen zu wesentlich geringeren 
Gebühren bei Postämtern der neuen Bundesländer durch Postkunden 
mit Wohn- oder Firmensitz in den alten Bundesländern. Durch die am 
1. Aprü 1991 in Kraft getretene Gebührenanpassung wurde diese Praxis 
gegenstandslos, was zu einer Entlastung im Postverkehr führte. 

Inzwischen haben sich die Laufzeiten der Sendungen von und nach den 
neuen Bundesländern nach erfolgter Anbindung des Beitrittsgebietes an 
das Nachtluftpostnetz spürbar verbessert. 

Arbeitsgruppen, die mit dem Ziel eingerichtet wurden, Schwierigkeiten 
im Postverkehr zu beseitigen, nehmen zudem Veränderungen in der 
Aufbauorganisation der Briefabgangsverteilung vor, um die Laufzeit zu 
verkürzen. Weitere Verbesserungen sind mit der schrittweisen Lösung der 
infrastrukturellen Probleme zu erwarten. 

Außerdem trifft es zu, daß auch die Laufzeiten von Sendungen innerhalb 
der alten Bundesländer infolge stärkeren Verkehrsaufkommens nicht 
immer den Laufzeitvorgaben entsprechen. Die Leitung des Unternehmens 
Deutsche Bundespost POSTDIENST hat inzwischen Maßnahmen einge- 
leitet, um diese Mängel möglichst schnell abzustellen. 
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66. Abgeordneter 

Ludwig 

Stiegler 

(SPD) 


Treffen Pressemeldungen zu, wonach die Deut- 
sche Bundespost erneut plant, Posthalterstellen 
im Lande abzubauen, und was wird der Bundes- 
minister für Post und Telekommunikation unter- 
nehmen, um eine gute Postversorgung auch auf 
dem Lande auch in der Zukunft sicherzustellen? 


Antwort des Bundesministers Dr. Christian Schwarz- Schilling 
vom 3. Mai 1991 


Bei der Deutschen Bundespost POSTDIENST bestehen gegenwärtig 
keinerlei Pläne, Posthalterstellen auf dem Lande entgegen den bestehen- 
den Organisationsrichtlinien - die 1981 die Zustimmung des Deutschen 
Bundestages erhalten haben - aufzuheben. 


Geschäftsbereich des Bundesministers für Raumordnung, 
Bauwesen und Städtebau 


67. Abgeordneter 

Achim 

Großmann 

(SPD) 


Teilt die Bundesregierung die Auffassung, daß 
die Bestimmungen des § 20 der Neubaumieten- 
verordnung Personen- oder mengenorientierte 
Preissysteme bei den Müllgebühren behindern? 


Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Jürgen Echternach 
vom 6. Mai 1991 


Die Betriebskosten, zu denen auch die Kosten für die Müllabfuhr gehören, 
sind im sozialen Wohnungsbau grundsätzlich nach dem Verhältnis der 
Wohnflächen der Mietparteien umzulegen. Diesem pauschalierten Ab- 
rechnungsverfahren liegt der Gedanke zugrunde, daß die Wohnungen im 
sozialen Wohnungsbau mit der im Gesetz vorgesehenen Personenzahl 
belegt sind. 

Diese Abrechnungsmethode ist indessen nicht zwingend: § 20 der Neu- 
baumietenverordnung steht beispielsweise dem bereits praktizierten Ver- 
fahren nicht entgegen, wonach die Gebühren der Müllabfuhr in einer 
Wirtschaftseinheit des sozialen Wohnungsbaus von den Mietern außer- 
halb der Mietenberechnung in der Weise getragen werden, daß diese 
selbst bei der Gemeinde oder dem Müllabfuhrunternehmen sog. Müllmar- 
ken kaufen. Das Umlageverfahren nach der Wohnfläche kommt hier also 
nicht zum Zuge. 


68. Abgeordneter Beabsichtigt die Bundesregierung, Änderungen 

Achim dieser Bestimmungen vorzunehmen? 

Großmann 

(SPD) 


Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Jürgen Echternach 
vom 6. Mai 1991 

Nein. 


69. Abgeordneter 

Karl-Heinz 

Schröter 

(SPD) 


Wie gedenkt die Bundesregierung, das Problem 
der Klassifizierung und des Erhalts von Sozial- 
wohnungen in den neuen Bundesländern zu 
lösen? 
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Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Jürgen Echternach 
vom 6. Mai 1991 

In den neuen Bundesländern gibt es derzeit noch keine Sozialwohnungen, 
sondern nur Wohnungen, die dem sogenannten Belegungsrechtsgesetz 
unterliegen, das noch von der ehemaligen DDR erlassen wurde und durch 
den Einigungsvertrag als bundesdeutsches Recht fortgilt. 

Es wird künftig auch in den neuen Bundesländern einen gebundenen 
Wohnungsbestand geben, der denen Vorbehalten ist, die über den freien 
Markt keine Wohnung finden können. 


70. Abgeordnete 

Antje- Marie 
Steen 

(SPD) 


Stehen die Mittel des Städtebauförderungs- 
programms für das Land Schleswig-Holstein für 
1991/92 in der gleichen Höhe wie in vorigen 
Jahren zur Verfügung, wenn nein, um welche 
Beträge werden diese Mittel gekürzt? 


Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Jürgen Echternach 
vom 6. Mai 1991 

In den Jahren 1988 bis 1990 stellte der Bund den Ländern Finanzhilfen für 
die Städtebauförderung in Höhe von jährhch 660 Mio. DM zur Verfügung. 
Schleswig-Holstein erhielt hiervon jährhch 32,2 Mio. DM. 

Im Hinblick auf den außerordentlich hohen Erneuerungsbedarf in den 
Städten und Gemeinden der neuen Bundesländer sieht der Entwurf für 
den Bundeshaushalt 1991 eine Steigerung der Bundesfinanzhilfen für die 
Städtebauförderung auf 760 Mio. DM vor. Sowohl die alten als auch die 
neuen Bundesländer erhalten von diesen Mitteln jeweüs 380 Mio. DM. 
Darüber hinaus ist vorgesehen, die Finanzhilfen für den Zeitraum der 
Finanzplanung bis 1994 zu verstetigen. 

Damit ist sichergestellt, daß in den alten Bundesländern vor aUem bereits 
laufende städtebauliche Sanierungsmaßnahmen fortgeführt werden kön- 
nen. Darüber hinaus ist es wünschenswert und möglich, daß auch neue 
Maßnahmen begonnen und - soweit dies möglich ist - in die Förderpro- 
gramme aufgenommen werden. Hierbei wird es darauf ankommen, die 
vorhandenen Mittel möglichst effektiv einzusetzen und auf besonders 
wichtige Schritte des Sanierungsverfahrens zu konzentrieren. In diesem 
Zusammenhang ist auch die Frage des Umfangs und des Standards einer 
Sanierung zu überprüfen. 

Zur Umsetzung der haushaltsmäßigen Festlegungen des Entwurfs für den 
Bundeshaushalt 1991 wird der Abschluß einer Bund-Länder-Verwal- 
tungsvereinbarung zur Städtebauförderung vorbereitet. Danach sind für 
das Land Schleswig-Holstein für 1991 Bundesfinanzhilfen in Höhe von 
rd. 18,5 Mio. DM vorgesehen. 


71. Abgeordnete 

Antje-Marie 

Steen 

(SPD) 


Welche Projekte und in welcher Höhe wurden 
bisher in Ostholstein im Rahmen des Städtebau- 
förderungsprogramms gefördert? 


Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Jürgen Echternach 
vom 6. Mai 1991 

Im Kreis Ostholstein wurden bisher folgende städtebauhche Sanierungs- 
maßnahmen im Rahmen des Bund-Länder-Programms der Städtebauför- 
derung gefördert (Höhe der Bundesfinanzhilfen bis einschließlich 1990): 
Bad Schwartau (800 TDM), Burg auf Fehmarn (2,12 Mio. DM), Eutin (3,856 
Mio. DM), Grube (400 TDM), Grömitz-Cismar (1 Mio. DM), Heiligenhafen 
(2,084 Mio. DM), Neustadt (3,427 Mio. DM), Oldenburg (4,011 Mio. DM), 
Ratekau (933 TDM). 
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72. Abgeordnete 

Antje-Marie 

Steen 

(SPD) 


Welche Projekte in Ostholstein werden in 
Zukunft aus diesem Programm nicht mehr geför- 
dert werden können? 


Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Jürgen Echternach 
vom 6. Mai 1991 

Voraussetzung für die Förderung von Sanierungsmaßnahmen im Kreis 
Ostholstein mit Bundesfinanzhilfen ist, daß das Land Schleswig-Holstein 
diese Maßnahmen in sein Landesprogramm aufnimmt und dieses Pro- 
gramm sodann dem Bund zur Aufnahme in das gemeinsame Bund-Län- 
der-Programm der Städtebauförderung vorschlägt. Die Auswahl der zu 
fördernden Sanierungsmaßnahmen und die Bestimmung der Höhe der 
ggf. einzusetzenden Städtebauförderungsmittel obliegen dem Land 
Schleswig-Holstein; dem Bund steht insoweit keine Entscheidungsbe- 
fugnis zu. 


Geschäftsbereich des Bundesministers für Forschung 
und Technologie 


73. Abgeordneter 

Dirk 

Hansen 

(FDP) 


In welcher Weise fördert die Bundesregierung die 
Teilnahme von Wissenschaftlern aus den fünf 
neuen Ländern an Tagungen und Fachkongres- 
sen in westlichen Bundesländern, um so fachliche 
und persönliche Kontakte zu knüpfen, zu erwei- 
tern oder zu vertiefen? 


Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Bernd Neumann 
vom 8. Mai 1991 

Die Bundesregierung mißt der Förderung von Wissenschaftlern aus den 
fünf neuen Ländern durch Teilnahme an Tagungen und Fachkongressen 
in den alten Bundesländern erhebliche Bedeutung bei. In den Haushalten 
der vom Bundesminister für Forschung und Technologie bezuschußten 
Wissenschaftsorganisationen, Großforschungseinrichtungen und Institute 
der „Blauen Liste" sind die dafür erforderlichen Mittel eingestellt. So hat 
die Max-Planck-Gesellschaft im Haushalt 1991, der vom Bund und der 
Gemeinschaft der alten Bundesländer je zur Hälfte finanziert wird, einen 
Betrag von 5 Mio. DM für diesen Zweck zur Verfügung gestellt bekom- 
men. 

Die 13 Großforschungseinrichtungen bieten im Rahmen ihrer Kooperatio- 
nen mit Forschungseinrichtungen in den neuen Bundesländern den dor- 
tigen Wissenschaftlern auch die Möglichkeit, an Fachkongressen und 
Seminaren etc. teilzunehmen. Dies gilt in gleicher Weise auch für die 
Forschungseinrichtungen der „Blauen Liste". 

Die Deutsche Forschungsgemeinschaft hat bisher in 1991 etwa 2000 Wis- 
senschaftlern aus den neuen Ländern die Teilnahme an Fachkongressen 
und Seminaren in den westlichen Ländern (einschließlich Westeuropa) 
ermöglicht und dafür bis jetzt einen Betrag von ca. 2 Mio. DM aufgewandt, 
der überwiegend von der Bundesregierung finanziert wurde. 
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Geschäftsbereich des Bundesministers 
für wirtschaftliche Zusammenarbeit 


74. Abgeordneter 

Jürgen 

Augustinowitz 

(CDU/CSU) 


Wie ist das starke entwicklungspolitische Enga- 
gement der Bundesregierung in China mit der 
These von Bundesminister Spranger zu verein- 
baren, daß ungerechtfertigt hohe Rüstungsaus- 
gaben Auswirkungen auf die entwicklungspoliti- 
sche Zusa^mmenarbeit haben angesichts der Tat- 
sache, . daß China auf den Golfkrieg mit einer 
neuen Aufrüstungswelle reagiert" (Bundesmini- 
ster Spranger am 17. April 1991 zitiert nach dem 
Amtlichen Bulletin der Bundesregierung Nr. 39, 
S. 288 vom 19. April 1991)? 


Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Hans-Peter Repnik 
vom 8. Mai 1991 

Tatsächlich weisen die chinesischen Rüstungsanstrengungen erhebliche 
Steigerungsraten auf. Im Vergleich zu früheren Jahren sind die Ansätze 
für China in der Rahmenplanung 1991 reduziert worden. (Bei der Finan- 
ziellen Zusammenarbeit von früher 220 Mio. DM auf 210 Mio. DM und bei 
der Technischen Zusammenarbeit von früher 65 Mio. DM auf 47 Mio. DM 
bzw. 55 Mio. DM, wenn man eine Vorgriffszusage aus 1990 berücksich- 
tigt.) Allerdings ist das genannte „starke entwicklungspolitische Engage- 
ment der Bundesregierung in China" vor dem Hintergrund der Größe des 
Landes und einer Bevölkerung von 1,1 Milliarden zu relativieren. 

Die Rüstungsausgaben der Entwicklungsländer werden ein wichtiges 
Kriterium für die zukünftige entwicklungspolitische Zusammenarbeit 
sein, wie dies bereits in der Antwort vom 9. April 1991 auf die Frage 117 
(Drucksache 12/352) dargelegt wurde. Für eine Reihe von Ländern, dar- 
unter auch China, sollen Kurzgutachten die notwendigen objektiven 
Daten ermitteln bzw. vorhandene Erkenntnisse untermauern. Die Bun- 
desregierung wird die weitere Entwicklung der Volksrepublik China im 
.Rüstungsbereich sorgfältig verfolgen und sich Konsequenzen für die 
entwicklungspolitische Zusammenarbeit Vorbehalten. 


Bonn, den 10. Mai 1991 
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